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1. Ueberslcht über die Verhandlungen 

Resume des deliberations 

x 146/91.070 s Für eine gesunde Krankenversicherung. 
Volksinitiative 

Botschaft und Beschlussesentwurf vom 6. November 
1991 (BBl IV, 985) über die Volksinitiative «für eine 
gesunde Krankenversicherung». 
N/S Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit 
1992 12. März. Beschluss des Ständerates nach Entwurf des 
Bundesrates. 
1992 7. Dezember. Beschluss des Nationalrates: Zustimmung. 
1992 18. Dezember. Beschluss des Ständerates: Der Bundesbe­
schluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 
1992 18. Dezember. Beschluss des Nationalrates: Der Bundes­
beschluss wird in der Schlussabstimmung angenommen. 

Bundesblatt 1993 I, 3 

I 

x 146/91.070 e «Ponr one saine assorance-maladie». 
Initiative populaire 

Message et projet d'arrete du 6 novembre 1991 (FF IV, 
961) concemant !'initiative populaire «pour une saine 
assurance-maladie». 
NIE Commissions de la securite sociale et de la sante pubüque 
1992 12 mars. Declsion du Conseil des Etats selon le projet du 
Conseil federal. 
1992 7 decembre. Declsion du Conseil national: Adhesion. 
1992 18 decembre. Decision du Conseil des Etats: L'arrete est 
adopte en votation finale. 
1992 18 decembre. Decision du Conseil national: L'arrete est 
adopte en votation finale. 

Feuille federale 19931, 3 
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91.070 

Für eine gesunde Krankenversicherung. 
Volksinitiative 
Pour une saine assurance-maladle. 
Initiative populaire 

Botschaft und Beschlussentwurf vom 6. November 1991 (BBI IV985) 
Message et projet d'arr6te du 6 novembre 1991 (FFIV 961) 
BeschlussdesStänderatesvom 12. März 1992 
Decislon du Conseil des Etats du 12 mars 1992 
Kategorie III, Art 68 GRN- Categorie III, art. 68 RCN 

Frau Segmüller, Berichterstatterin: 1992 ist 1:>ezüglich Kran­
kenversicherung ein an Geschäften reichhaltiges Jahr. Es gilt 
daher die heute zu behandelnde Initiative In einem Gesamt­
.rahmen zu beurteilen. 
Am 1a Februar 1992 lehnten Volk und Stände die Volksinitia­
tive «für eine finanziell tragbare Krankenversicherung», die so­
genannte Krankenkassen-Initiative, deutlich ab. Das war ein 
Nein zu einer ins Uferlose steigenden Ueberwälzung der Ko­
sten der Krankenversicherung auf den Bund. 
Dagegen haben die Rät~ in der vergangenen Herbstsession 
einem dringlichen Anschlussprogramm an die im Dezember 
1991 beschlossenen Sofortmassnahmen mit Tarifstopp im 
stationären und ambulanten Bereich und mit einem Prämien­
stopp zugestimmt Dies ist als Versuch zu werten, die Kosten­
und Prämienexplosion in den Griff zu bekommen 
Jetzt, in der Wintersession, behandelt der Ständerat in der drit­
ten Woche als Erstrat die Totalrevision des Krankenversiche­
rungsgesetzes (91.071). Unserem Rat obliegt heute die Be­
handlung der Volksinitiative «für eine gesunde Krankenversi­
cherung». Diese Initiative der SOzialdemokraten und des 
Schweizerischen Gewerkschaftsbundes wurde 1986 mit 
103 575 gültigen Unterschriften eingereicht 
Der Ständerat als Erstrat hat diese Initiative in der Märzsession 
1992 mit 35 zu 2 Stimmen abgelehnt, in Ueberelnstimmung 
mit dem Antrag des .Bundesrates. Diese 1986 eingereichte In­
itiative hat die gleic;he Materie zum Gegenstand wie die 1985 
eingereichte Initiative der Krankenkassen, nämlich die Einfüh­
rung neuer Verfassungsbestimmungen über die soziale Kran­
kenversicherung. Damit kommt Artikel 28 des Geschäftsver­
kehrsgesetzes zur Anwendung, wonach die eidgenös."ische" 
Räte nach der Volksabstimmung über die Krankenkassen­
Initiative ein Jahr Zeit haben, um die Initiative von SP und SGB 
zu behandeln. Diese Frist läuft im Februar 1993 ab. 
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Ursprünglich in Konkurrenz stehend zur Initiative der Kranken­
kassen, ist nach deren deutlicher Ablehnung· heute die 
SP/SGB-lnitiative am Projekt der Totalrevision des Kranken~ 
versicherungsgesetzes zu messen, welche der Ständerat in 
der dritten Sessionswoche behandelt ' 
Aus den oben-erwähnten Termingründen können wir aber mit 
der-Behandlung der Initiative nicht zuwarten, bis das Ergebnis 
der Totalrevision als indirekter Gegenvorschlag·nach der Be­
handlung in beiden Räten feststeht 
Ihre Kommission hat die Initiative an. zwei Sitzungstagen be­
handelt und die Initianten angehört Sie ist zu folgender aeur-
teilung gekommen: ' · . · · , 
Zum Formalen: Der heutige Artikel 34bis_der Bundesverfas­
sung lautet kurz und bündig: «Der Bund wird auf dem Wege 
der Gesetzgebung die Kranl<en- und Unfallversicherung ein­
richten, unter Berücksichtigung der bestehenden Kranken­
kassen.» (Abs. 1) «Er kann den Beitritt allgemein oder für ein­
zelne Bevölkerungsgruppen. obligatorisch erklären.1> (Abs. 2) 
Es handelt sich somit um eine reine Kompetenznorm, 
Die Initiative dageg~n will einen Programmartikel, der dem Ge­
setzgeber konkrete Aufträge über die Ausgestaltung der Kran­
ken- und Unfallversicherung e.rteilt Aus verfassungsrechtli­
cher Sicht ist die Initiative überflüssig, da sämtliche ihrer For-. 
derungen aufgrund der offenen Formulierung des Artikels 34-
bis der Bundesverfassung abgedeckt sind; mit der einzigen 
Ausn~hme der fehlenden Bundeskompetenz zur Spitalpla-
oo~ . ' . . 

Das wiederum zeigt, dass das detaillierte Programm der Initia­
tive die künftigen Möglichkeiten des Gesetzgebers stark auf 
eine bestimmte Linie einengt Schon allein deswegen ist es 
klar, dass 'ein solch detailliertes Programm auf Gesetzesstufe 
gehört . . · . . 
Zu den inhaltlichen Hauptpunkten. Die lnitiati"'.e will: 
1. ein Obligatorium der Krankenpflegeversicherung für alle 
Bevölkerungskreise; -

. 2. ein Obligatorium d~ Unfallversicherung für Arbeitnehmer; 
3. ein Oblig!3torium der Krankengeldversicherung für Arbeit-
nehmer; , . 
4. die Gewährleistung c;ler Behandlungsfreiheit im _Rahmen 
der Wirtschaftlichkeit; 
5. Tarif- und Abrechnungsvorschriften und verbinäliche Spital-
planungen. . . 
6. Das Kernstück der Initiative ist ganz klar die Finanzierung 
durch Lohnprozente der Unfallversicherung und der Kranken­
geldversicherung. Bei der neuen Krankenpflegeversicherung 
steht ebenfalls die Finanzierung durch Lohnprozente im Vor­
dergrund, ergänzt durch zwei weitere· Elemente: erstens den 
Beitrag des Bundes unter Beizug der Kantone von mindestens 
25 Prozent un_d zweitens die Möglichkeit der plafonierten Ko­
stenbeteiligung der Versicherten. 
Zur Würdigung der Initiative: Wir stellen in einigen Punf(ten 
Uebereinstimmuilg 'mit der Totalrevision, aber Diskrepanzen 
beim Kernpunktfest 'Das Oqligatorium der Unfallversicherung 
für Arbeitnehmer ist bereits heute im UVG realisiert Oas Obli­
gatorium der Krarikenpflegeversicherung ist ebenso wie die 
Ueöernahme der Behandlungskosten ohne zeitliche.Begren­
zung in der Totalreliisiori des Krankenversicherungsgesetzes 
vorgesehen. · . 
Alle Anläufe zum Obligatorium der Krankengeldversicherung 
für Arbeitnehmer sind bis heute gescheitert Die Totalrevision 
:verzichtet daher zu Recht auf .ein solches Obligatorium und 
überlässt die Krankengeldversicherung wie heute den Sozial­
partnern zur Regelung in den Gesamtarbeitsverträgen. Ein 
durch Lbhnprozente finanziertes Krankengeldobligatorium 

· würde die Sozialpartnerschaft weiter aL1shöhlen. 
Die Initiative ~nthalt keine Regelungen zur direkten Kosten­
dämpfung. Nach Meinung der Initianten soll sie·aus sich sr::-· 
ber kostendämpfend wirken. Das heisst: Durch die Pflicht zur 
Mitfinanzierung soll sie sowohl den Sozialpartnern als auch 
Bund und Kantonen Anreiz geben, steuernd einzugreifen. 
Nun zum Kernpunkt, der Finanzierung: einer Finanzierung so­
wohl des Krankenversicherungsobligatoriums als auch_de"l. 
Krankengeldobligatoriums durch , Beiträge der Versicherter:, 
nach Massgabe ihrer Wirtschaftlicher\ Leistungsfähigkeit, un- . 
ter, Heranziehen ihres vollen Erwerbseinkommens, unter min-. 

destens hälftig~r ' Beteiligung der Arbeitgeber. Im Klartext 
heisst das: Lohnprozente nach ~em AHV-Prinzip. Damit ist der 
Hauptunterschied zwischen dem geltenden Recht und dem 
Entwurf der Totalrevision einerseits und der SP/SGB-lnitiative 
andererseits aaf den Punkt gebracht Dazu kommt ein 25pro­
zentigerAnteil der öffentlichen Hand und der Kantone an den 
Gesamtkosten. 
Was wären die, Folgen? Für die Wirtschaft sind neue Lohnpro­
zente, bestimmt das falsche Rezept, Insbesondere nach dem 
gestrigen Entscheid zum EWR. Gemäss Berechnung der In­
itianten wäre ein Beitragssatz. von 3, 1 Prozent, .gemäss Bun­
desrat ein solcher von 3,4 bis 3·,s Prozent nötig. Das bedeutet: 
1,55 bis 1,8 Prozent gehen zu Lasten des Arbeitgebers, Mitei­
ner Finanzierung 'durch Lohnprozente besteht die Versu­
chung, bei steigenden Kosten einfach die Lohnprozente zu er­
höhen. Jeglicher Sparanreiz entfällt, und es entfällt die Eigen­
verantwortung des Patienten, besteht doch keinerlei Zusam­
menhang mehr zwischen Versicherung und Risikfm des Versi-
cherten. , 
Was wären die Folgen für Bund und Kar,tone? Heute und in 
der Totalrevisionsvorlage erscheinen die Bundesbeiträge in 
absoluten Zahlen, deren Höhe durch das Parlament festgelegt 
wird. Mit einem 25prozentigen Anteil gemäss Initiative gibt es 
keine absolute Beschränkung der Höhe mehr: die Subventio­
nen wachsen automatisch mi, den Kosten. Das Parlament ver­
löre jeglichen Einfluss auf die Höhe der Geldströme und wäre 
damit bei der Frage der Finanzierung ein für allemal ausge-
schaltet · 
Und was wäreh die Folgen für die Versicherten? Es sei nicht -
verschwiegen, dass mit der vorgeschlagene·n Finanzierung 

. durch Lohnprozente eine grosse Zahl von Versicherten besser 
fahren würde als mit den heutigen Kopfprämien. Mit der 
Neuausrichtung der Subventionen, nämlich hur noch an die 
wirtschaftlich S.chwachen, verfolgt die Totalrevision aber das­
selbe Ziel (Entlastung vom Prämiendruck) ohne die Erhöhung 
der Bruttolohnkosten mit Lohnprozenten mit all ihren verhee-

. renden Konsequenzen für die Wettbewerbsfähigkeit 
Ein weiterer Nachteil der Initiative ist bis jetzt unerwähnt geblie­
ber'I, nämlich die gravierende Kompetenzyerschiebung _in 
doppeltem Sinne: Die Krankenkassen würden in ihrer Rolle 
und Funktion ausgehöhlt und zu reinen Zahlstellen degra­
diert Der Weg würde unweigerlichzu einer zentralen Einheits­
kasse führen. Die finanzielle Autonomie der Kassen wäre ver- . 

. loren und ein Wettbewerb unter den Kassen nicht mehr mög­
lich. Schwerer noch wiegt aber die Verschiebun·g der Kompe­
tenzen von den Kantonen auf den Bund, wie sie in der Initiative 
vorgesehen ist . · . . ' 
Offenbar aus der Einsicht, dass die Belastung der Wirtschaft 
durch _neue Lohnprozente generell, besonders· aber in der 

· heutigen Rezession, unzuml:ltbar Ist, wurde der Kommission 
ein Gegenvorschlag vorgelegt, der_ auf die Arbeitgeberbei­
träge ganz verzichten wollte, also allein die Arbeitnehmer mit 
Lohnprozenten belastet hätte. Dieser Antrag wurde in der 
Kommission mit 11 zu 2 Stimmen bei e Enthaltungen abge-
lehnt . . . 
Gestatten Sie mir noch ein Wort zur Solidarität in der Kranken­
versicherung: Einig war sich die Kommission darüber, dass 
heute die Solidarität zwischen Gesunden und Kranken, Jun­
gen und Alten, Männern und Frauen _nicht mehr spie)t und 
dass diese unbefriedigende soziale Wirklichkeit in der Kran­
kenversicherung dringend einer Korrektur bedarf. Ein erster 
Schritt wurde mit de( Schaffung des Ausgleichsfonds unter 
den Krankenkassen gemacht, der 1993 wirksam wird. Der ent­
scheidende Schritt aber wird die Einführung des Obligatori-· 
ums der Krankenpflegeversicherung sein, wie es in der Total­
revision vorgesehen ist Die Prämiengleichheit zwischen 
Mann und Frau wäre ebenfalls 'in der Totalrevision vorgese­
hen. Aufgrund der Eurolex-Anpassungen haben wir sie bereits 
in das Anschlussprogramm der Sondermassnahmen inte­
griert Die Prämiengleichheit tritt am 1. Januar 1993 in Kraft · 
Das ist eine positive und bleibende Wirkung des leider abge-
lehnten EWR. -
Die neue Art der Ausrichtung von Subventionen des Bundes 
bei der Totalrevision - weg vom Giesskannenpri~ip, hin zur 
Berücksichtigung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der 
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Versicherten - stellt auch eine wirtschaftliche Solidarität her, 
ohne Umverteilung über den Systemwechsel zu Lohnprozen­
ten. Diese in der Totalrevision vorgesehenen Aenderungen 
werden der Krankenversicherung ihren sozialen Gehalt zu­
rückgeben, aufbauend auf dem heutigen System, ohne neue 
Belastungen durch Lohnprozente für die Wirtschaft, ohne un­
nötige Kompetenzverschiebung von den Kantonen zum 
Bund. 
Es ist klar, dass das Parlament in Pflicht genommen ist, diese 
Totalrevision so rasch wie möglich zu verabschieden. Nach 
der Behandlung im Ständerat in der dritten Sess_ionswoche 

, nimmt die Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit 
des Nationalrates ihre Beratungen unverzüglich auf (im Ja­
nuar 1993). Wir haben bereits drei zusätzliche"Sitzungstage re­
serviert, um mit einer speditiven Arbeit In der Kommission die 
Behandlung der Totalrevisionsvorlage spätestens in der Win­
tersession 1993 sicherzustellen. 
Die Mehrheit der Kommission für soziale Sicherheit und Ge­
sundheit betrachtet die Initiative der Sozialdemokraten und 
des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes als ungeeigne­
tes Mittel, die Probleme der Finanzierung, der Strukturen und 
der Kosten im Gesundheitswesen zu lösen -
Sie empfiehlt Ihnen daher mit Bundesrat und Ständerat die 
Ablehnung der Initiative, und zwar bei einem Stimmenverhält­
nis von ·10 zu 8 (bei 2 Enthaltungen). 

M. Phlllpona, raAporteur: L'initiative du Parti sociallste et de 
!'Union syndicale suisse vise a rempla~r la teneur actuelle d.e 
l'article 34bis de la constitution, con9u en termes generaux, 
par un texte beaucoup plus detaille. Les initiants visent trois 
buts principaux: l'instauration d'urie assurance obligatoire, le 
financement de celle-ci selon la capacite flnanciere des assu­
res et le renforcement des instruments destines a contröler les 
depenses. II faut bien reconnaitre que la situation actuelle 
dans le domaine de l'assurance-maladie n'est pas du tout sa­
tisfaisante. Toute proposition marlte d'etre examinee avec 
soin, avant de prendre position. 
Las particularites c!e l'article constitutionnel propose sont las 
suivantes: la creation d'une assurance obligatoire en matiere 
d'indemnite joumaliere pour tous les travailleurs et les travail­
l13uses, la fixation de la part de la Confederation et des cantons 
a 25 pour cent dElS coüts de l'assurance, ta modulation des co­
tisatiQns eh fonctlon du revenu et une participation des em­
ployeurs pour moitie du coüt, l'assurance gratuite pour lesen­
fants, la limitation de la participation aux coüts a 20 pour cent 
des cotisations. Les initiants reconnaissant en meme temps 
qua cette disposition empecherait la creatiori des systemes 
HMO. 
La commission constate tout d'abord que l'article 34bis actuel 
d~ la constitution est une base suffisai;ite pour legiferer. Le pro­
bleme de l'assurance-maladie est ä resoudre dans la l~gisla­
tlon et dans la pratique, mais pas dans la constitution. A la li­
mite, on pourrait comprendre une volonte de pression sur le 
legislateur si rien ne se passait Mais on peut dire que depuis le 
refus populaire de decembre 1987, les choses n'ont pas 
traine. Tant les experts designes par le Conseiil federal, que la 
commlssion Schoch ont fait diligence pour qu'un projet d'as­
suranc_e-maladie puisse etre presente rapidement par le 
Conseil federal. II taut relever aussi que la volonte d'avancer 
rapidement est evidente. Dans ce domaine en taut cas, le 
Conseil federal a reellement fait le maximum. La commission 
juge qu'il est faux de mettre de trop nombreux details dans un 
article constitutionnel Les obligations, les barrieres qu'on y in­
troduit se revelent souvent lnappropriees par la suite. Dans le 
cas present, c'est plus grave encore puisque la voie de l'article 
constitutionnel auralt pour effet de retarder la mise sous toit 
d'une loi sur l'assurance-maladie, qua chacun reconnait 
comme urgente. Le Conseil des Etats examinera la loi concer­
nant la revision complete durant la presente session. 
Dans l'examen de detail de !'initiative, la commission, dans .sa 
majorite, estime qu'une deduction de 3,4 pbur cent au mini­
mom sur les salaires est devenue indesirable pour li=>s salaries 
et irisupportable pour les patrons. La conjoncture ne permet 
plus une teile methode de financement qui s'eloigne de la vo-­
lonte et du besoin de responsabiliser les assures. On cree par 
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la un automatisme contreproductif. D'autre part, ce systeme 
centralisateur affaiblit et tue meme, a plus long terme, les cais­
ses-maladie qui correspondent mieux a notre particularite 
suisse. 
C'est par 1 o voix contre 8 et 2 abstentions que la majorite de la 
commission vous invite a suivre la proposition du Conseil fe­
deral et la decision du Conseil des Etats qui recommandent de 
rejeter !'initiative. · 

Leuenberger Ernst, · Sprecher der Minderheit: Lassen Sie 
mich selbstkritisch festhalten, dass es nichts Nutzloseres gibt, 
als im Parlament stundenlang darüber zu diskutieren, was das 
Parlament dem Volk bei einer lnltiativabstimmung empfehlen 
wird. Ich denke, Sie alle haben schon Volksabstimmungen er­
lebt, bei denen das Volk sich relativ wenig um die Parlaments­
empfehlungen gekümmert hat; und vielleicht erleben wir es ei­
nes Tages noch, dass auch wir begreifen, dass es nicht nötig · 
ist, bei jeder Initiative dem Volk eine Empfehlung zu geben 
Das Volk weiss eigentlich in der Regel schon, was es will, auch 
wenn ich gelegentlich ein bisschen Mühe habe mit dem Ent­
scheid des 6. Dezer(lbers - und ich rede jetzt vom Entscheid 
von 1987, der ja bei c;len Lohnprozenten so eifrig zitiert worden 
ist 1 

Ich habe hier nichts anderes zu tun, als einen Minderheitsan­
trag zu vertreten, der Sie eigentlich davon überzeugen wollte, 
dass Sie dem Volk statt einer ablehnenden Empfehlung -wie 
Ihnen das die Kommission und der Bundesrat vorschlagen -
eine positive Empfehlung machen würden Ich habe gedru:ht, 
ich müsste die Initiative Punkt für Punkt vorstellen. Ich darf mit 
grossem Respekt und etwelcher Dankbarkeit feststellen, dass 
die Kommissionssprecherin und der Kommil$Sionssprecher 
das weitgehend schon getan haben Ich kann noch einige Er­
gänzungen anbringen und einige Pünktchen auf die «i» set­
zen, wo sie vielleicht etwas zu klein geraten sind. 
Lassen Sie mich hier eines festhalten: Wenn die Mehrheit der 
Kommission sagt, das gehöre gar nicht in die Verfassung, 
dann wollen wir uns in aller Bescheidenheit wieder einmal vor 
Augen führen, dass es in diesem lande immer noch keine Ge­
setzesinitiative gibt; polemisch könnte man beifügen: Just 
jene Parteien, die immer sagen, etwas gehöre nicht in die Ver­
fassung, sind auch jene, die die Gesetzesinitiative jedesmal, 
wenn sie vorgelegt wird, in Bausch und Bogen ablehnen. Das 
sind so De~ils, die einem Praktiker nach Jahr und Tag plötz­
lich auffallen. 
Gibt es denn in der Krankenversicflerung Probleme? Ich 
meine Ja Wenn ich mich daran erinnere, dass wir uns in der 
letzten Session mit Hängen und Würgen und unter grossen 
Anstrengungen dazu durchgerungen haben, mit Mehrheiten, 
zum Teil mit prekären Mehrheiten, zeitlich begrenzte Sofort­
massnahmen zu verabschieden, dann nehme ich an, dass es 
einige Probleme gibt Namentlich haben die Prämienzahlerin~ 
nen und Prämienzahler mit dem heute geltenden Kopfprämi­
ensystem - das ist korrekterweise ausgeführt worden - sehr 
grosse Probleme. 
Eine der wichtigsten Fragen, die sich in diesem Zusammen­
hang stellen, ist tatsächlich die Frage: Wie, auf welche Weise, 
könnte man die Finanzierung der Krankenversicherung etwas 
gerechter ausgestalten? Da muss ich Ihnen gestehen: Wir be­
handeln jetzt, Ende 1992, eine Initiative, die im frühen Frühjahr 
1986 deponiert worden ist Diese Initiative Ist vor dem 6. De­
zember 1987 geboren worden. Man hat damals gesagt, es 
seien im einen Fall einkommensabhängige Finanzierungsme­
chanismen zu suchen, und man hat bei der Taggeldversiche­
rung, bei der Lohnersatzversich~rung, ganz klar von Lohnpro­
zenten gesprochen. Das Hauptargument wird sein - und das 
werden wir heute abend auch zu hören bekommen -: Am 
6. Dezember 1987, anlässlich der Ablehnung der Mutter­
schaftsversicherung, hat das Volk ein für allemal zu Lohnpro­
zenten nein gesagt Ich weiss, wenn wir Volksentscheide deu­
ten wollen, haben wir oft grosse Mühe, und jeder liest daraus 
wie aus dem Kaffeesatz oder aus dem Vogelflug, was ihm ge-
rade gefallt · 
Es ist wahr, die Mutterschaftsversicherung - mit Lohnpromil­
len finanziert, müsste man korrekterweise sagen - wurde da­
mals, vor fünf Jahren, abgelehnt Aber daraus den Schluss zu 
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zi13hen, dass es nun gänzlich unmöglich wäre, weitere· 'ein­
kommensabhängige Finanzierungen vorzunehme11, ist etwas 
zu kurz gegriffen. · 
Frau Kommissionspräsidentin, erlauben Sie mir, in aller 
Freundschaft zu sagen: Von «verheerenden Konsequenzen,, 
dieser Lohnprozente zu reden, ist in' der Formulierung ein klein 
wenig stark geraten. Das ist nqch vorsichtig formuliert, da sind 
wir uns doch einig. 
Es geht um zwei Obligatorien: erstens uni ein Obligatorium 
der Pflegeversicherung. Das ist - möchte ich meinen :... Ende 
dieses Jahrhunderts. eine..zeitgemässe, Forderung. Darüber 
sind wir uns eigentlich alle einig. Sogar der hohe Bundesrat ist 
zum gleichen Schluss gekommen. . .. 
zweitens ist hier ein Qbligatorium der Taggeldversicherung 
postuliert. Auch das ist nicht gerade eine umwerfende Forde­
rung. Dieses Obligatorium •müsste eigentlich möglich werden. 
Man hat vor fünfzehn Jahren.das Obligatorh,1m der Arbeitslo­
senversicherung eingeführt, nachc;lem auch das vorher eine 
tabuisierte Forderung war. Man wird sich auch hier daran ge-
wöhnen. ' · 
Ich danke für den Hin~eis, dass die Sozialpartner das eigent­
lich in ihren Verträgen lösen könnten. Leider stellen wir fest, 
dass es immer wieder einige Arbeitgeber gibt, die dem Sozial­
partnerschaftsgedanken nicht allzu viel abgewinnen können 
und deshalb eigentlich keine Gesa?7tarbeitsverträge ab­
schliessen. Aber d.ie anderen, die Verträge abschliessen, 
seien in diesem Zusamme!nhang hoch gelobt GesetzHche Re­
gelungen in diesem Zusammenhang haben ja primär die 
Funktion, eben den ewi\'.)en Nachzüglern, jenen, die nie etwas 
begreifen, ein bisschen auf die Beine zu helfen und zu einem 
sozialen Level zu kommen, der sich dann sehen lässt · 
Ich bin der Meinung, dass diese Initiative- auch wenn man ar- .. 
gumentieren könnte, sie enthalte ein zu dett;iilliertes pr9-_ 
gramm, das auf eine andere Stufe gehöre,- im Hinblick ~uf die 
a!'lgesprochene Totalrevision eine gi;\nz wichtige Funktion hat 
Diese Initiative ist vom hohen Bundesrat als Druckmittel be- · 
zeichnet worden, das eingesetzt werden kann, um uns ein 
bisschen Beine zu machen bei dieser Totalrevision. Ich bin der 
Meinung: Der Bundesrat tut sehr gut daran, für diese Initiative 
so lange keinen Abstimmungstermin festzusetzen, als nicht 
feststeht, dass die beiden Kammern des Parlaments sich zu ei­
ner Lösung durchringen wollen und können und c:lurchgerun­
gen haben, die einigermassen den Namen einer Totalrevision 
des KrankenversicMrun.gsgesetzes verdient 
Ich nehme an, dass dle Initianten, wenn wider aktuelle ErWar­
tungen aus diesen Beratungen eine tolle Lösung hervorgehen 
sollte, mit sich reden Hessen. Aber zu diesem Behuf muss der 
Bundesrat ganz sicher signalisieren; dass er daruber erst ab- · 
stimmen lässt, wenn das Parlament seine Arbeit ordnungsge-
mäss erledigt hat · . . ' 
Es ist auch ein bisschen unvorsichtig behauptet worden, zur 

-Kostendämpfung leiste diese Initiative, dieser Text, keinen Bei­
trag. Ich darf auf Absatz 2 des lnitiativtextes verweisen, wo bei­
spielsweise steht: « .... Bunc;J und Kantone sorgen für die wirt­
schaftliche Verwendun!'.) der Finanzmittel der Versicherung.» 
Das ist ein gehöriger Sparauftrag. Weiter st.eht nbch - das ge­
fällt vielleicht den Föderalisten nicht so gut -: .«Zu. diesem 
Zweck erlassen sie (Bund und Kantone) Tarif- und Abrech­
nungsvorschriften und legen verbindliche Spitaiplanungen 
fest» · 
Seien wir doch ehrlich: Solange Krethi und Plethi in dies13m 
Land Spitäler aufstellen., mit Betten füllen können, werden 
diese Betten tendenziell immer irgendwie gefüllt werden, und 
das kostet enorm viel. ·solange der Bund namentlich zu dieser 
Planung nichts zu sagen hat, wird der Bund, werden die Prä­
mienzahlerinnen und -zahler e.infach zahlen und keine 
Chance haben. Also, seien Sie ein bisschen gnädig, Kommis­
sionssprecherin und Kommissionssprecherl Auch zur Kosten­
dämpfung sei etwas gesagt:. Wenn Sie schon eine Abstim­
mungsempfehlung abgeben wollen, dann geben Sie doch 
wenigstens eine positive ab, 

Frau Heberlein: Man könnte sagen: Klein, aber fein ist das Au­
cjitorium: Es entspricht aber nicht unbedingt der Intensität des 
Dauerthemas Krankenversicherung und Kostenexplosion, 

wie wir das seitens der Presse immer wieder zu hören be-
kommen. , . 

. Während wir über die 1986 mit nur 103 000 gültigen Unter­
schriften eingereichte Volksinitiative diskutieren, wird der 

' Ständerat in der dritten Sessionswoche bereits die Revision 
des Krankenversicherungsgesetzes 1::iehandeln. 
Nach den hektisch beschlossenen Sofortprogrammen, der~n 
Ausführungsbestimmungen und nicht durchdachte Konse­
quenzen momentan zu den grössten Anwendungsproblemen 
führen und bei Kantonen, Kassen, Spitälern, Krankenheimen 
. und erst recht bei den Versicherten eine allgemeine Verunsi­
cherung bewirkt haben, w{;ire eigentlich eine zukunftsgerich­
tete Vorlage dringend nötig. Gerade das ist diese Initiative 
nicht und kann es auch nicht_ sein, nachdem sie 1986 einge­
reicht worden ist Trotz des irreführenden Titels «Für eine ge­
sunde Krankenversicherung» enthält der formulierte Text für 
einen Gesetzgebungsauftrag keine einzige Massnahme, die 
etwas zu ~iner Gesundung dieser .~ankenversicherung bei-
tragen würde. · 

, · Die inhaltlichen-Forderungen der Initiative wurden Ihnen von 
den Kommissionssprechern ausdrücklich :Srläutert, und der 
Versuch von Herrn Leuenberger Ernst, der jetzt nicht im Saal 
anwesend ist, sie ins richtige Lichfzu rücken, kann mich nicht 
überzeugen. In allen Punkten, mit Ausnahme des Obligatori­
ums der Krankenpflegeversicherung, widerspricht der Text 
der Initiative der Gesetzesrevision, nämlich bezüglich der Fi-

0 nanzierung, bezüglich der Ausdehnung der obligatorischen· 
Unfallversicherung auf NichterWerbstätige, bezüglich der Er~ 
höhung des Anteils der Bundesbeiträge auf einen Viertel der 
Ausgaben, auch, bezüglich der obligatorischen Krankengeld· 
Versicherung für alle Arbeitnehmer bis zur Höhe von 80 Pro­
zent des Lohnes. Die Initiative läuft also den angelaufenen Re­
visionsbestrebungen auf Gesetzesebene völlig entgegen und 
würde eine solche hinauszöge_rn, wenn nicht verhindern. 
Mir scheint, dass die massive Ablehnung der Krankenkassen­
Initiative am 16. Februar bewiesen hat, dass das Volk dem Par­
lament noch einmal eine Chance geben wird. Diese Re~sion 
ist nun auf gutem Weg, und es wird- da bin ich mit den Vorred­
nern einv.erstanden· - Aufgabe unseres Rates, zuerst einmal 
der zuständigen Kommission, sein, die intensive Arbeit des 
Ständerates weiterzuführen. In der Verfassung aber ein qerart _ 
detailliertes Leitbild festzuschreiben und Regelungen üqer die 
Finanzierung zu zementieren, verunmöglicht jede Weiterent-
wicklung und Anpassung an neuß Situationen. . 
Auch wenn -wie wir gehört haben - der Wortlaut der Initiative 
nk:ht ausdrücklich von Lohnprozenten spricht, sondern auf 

. Beiträgen der Versicherten rach Massgabe ihrer wirtschaftli­
chen Leistungsfähigkeit aufbaut,.ist doch kaum ein anderes 
Finanzierungssystem denkbar. Bei 

1
einem Beitragssatz von . 

3,1 Prozent nach Angabe der Initianten, bis zu 3,6 Prozent 
nach Berechnung des BSV würde dies, je hälftig aufgeteilt zwi­
schen Arbeitnehmern und Arbeitgebern, rund 3,3 bis 3,8 Milli­
arden Franken zu Lasten der Arbeitgeber ausmachen. Nicht 
nur i'n der heutigen Wirtschaftlichen Situation, sondern ganz 
generell - dies entgegen der Meinung von Herrn Leuenbetger 
Ernst - ist die «Schmerigr13nze» der lohnprozentualen Bela­
stung erreicht Die Konsequenzen bezüglich Kosten, Teue­
rung un,d Indexautomatismus müssen nicht speziell erwähr:,t 
·werden , . · ' .. 
Der Wechsel vom Prämien• zum Lohnprozentsysi:em würde 
die Kas~en praktisch zµ Durchlauf- Und Abrechnungsstatio­
nen degradieren; wir könnten dann genausogut eine eidge­
nössische Krankenversicherungsanstalt schaffen. Heute ha­
ben wir regional unterschiedliche Prämien. Könnten Sie sich 
regional.unterschiedliche Lohnprozente vorstellen? 
Die vorgesehene obligatorische Krankentaggeldversicherung 
ist ein weiterer Grund, der gegem die Initiative spricht Ein Tag­
geld bis zu 80 Prozent des Lohnes, ebenfalls obligatorisch 
lohnfinanziert, ist nach der klaren Ablehnung. durch das Volk 

_ zu Recht nicht mehr in die Revisionsvorlage aufgenommen 
worden: Es würde die Revisio.n des Krankenversicherungsge­
setzes erheblich gefährden. Ueberlassen wir .:. trotz Ihrer 
Skepsis, Herr Leuenberger Ernst - diese Regelung der Sozial­
partnerscha~ ·so schlecht hat sie es nämlich bis heute nicht 
gelöst 

r 
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Als letztes Argument gegen die Initiative möchte ich - auch im 
Rückblick auf die Budgetdebatte - die Finanzierung von min­
destens einem Viertel der Ausgaben durch einen Bundesbei­
trag anführen. Diese Bestimmung in die Verfassung aufzuneh­
men, hätte eine jährliche Mehrbelastung von rund 1,3 Milliar­
den Franken für.den Bund zur Folge und würde jegliche Spar­
massnahmen verhindern. 'Wir haben dies von den Kommis­
sionssprechern bereits gehört. 
Die politische Wertung der Initiative ist eindeutig. Sie hat 
zwar - zusammen mit der Krankenkassen-Initiative - einiges 
ins Rollen gebracht Sie passt aber heute klar nicht mehr in die 
politische Landscha~ Wlr·müssen alle unsere Kräfte auf die 
Revision des Krankenversicherungsgesetzes mit ihren positi­
ven Aspekten konzentrieren, um sie jetztrasch·über die Run­
den zu bringen. Diese nochmals zu gefährden scheint mir 
heute unverantwortlich zu sein. Wir müssen neue Lösungen 
anstreben, nicht bestehende Strukturen zementieren. 
Im Namen der FDP-F(aktion ersuche ich Sie daher-nach dem 
klaren Entscheid des Ständerates-, dem Antrag <;ler Mehrheit 
der Kommission zuzustimmen, die Initiative zur Ablehnung zu 
empfehlen, und sich nicht vom herzbewegenden Minderheits­
antrag Leuenberger Ernst aut eine positive Empfehlung an 
den Stimmbürger erweichen zu lassen. - · 

Keller Rudolf: Auch wenn wir nicht oder fast nicht mehr be­
schlussfähig sind, erlaube ich mir gleichwohl eir:iige Feststel­
lungen zu dieser Initiative und zum ganzen Umfeld. 
Die ins Untragbare hochschnellenden Krankenkassenbei­
träge sind nicht nur für den Durchschnittsschweizer und die 
Durchschnittsschweizerin neben den hohen Mietzinsen ein 
Aergernis ersten Ranges, sondern sie sind auch für Kleinver-

. diener, Rentnerinnen und Rentner und grosse Familien .ein 
existentielles Problem. Dessen ist sich die Fraktion der 
Schweizer Demokraten und der Lega dei Ticinesi bewusst 
Wir alle sollten uns dies künftig noch mehr-ins Bewusstsein 
bringen. 
Dass der Bundesrat - zusammen mit dem Parlament - den 
Versuch machte, dringliche Massnahmen zu ergreifen, war ja 
eine löbliche Absi9ht, wie wir alfe wissen. Ich ha;be aber schon 
bei den Beratungen dieser Massnahmen davor gewarnt, dass 
dieses Paket praktisch sehr wenig bringt, ausser vielen neuen 
zusätzlichen Schwierigkeiten. 
Dieses befristete Massnahmehpaket sollte nicht davon ablen­
ken, dass eine grundsätzliche Neuordnung der Krankenversi­
cherung und damit verbunden des gesamten Krankenversi­
cherungswesens -,.sprich eine möglichst rasche Revision des 
Krankenversicherungsgesetzes - dringend an die Hand ge­
nommen werden muss. WJr tun das ja auch ,in den nächsten 
Monaten Demnächst ist der Ständerat in einer ersten Runde 
daran Diese Gesetzesrevision muss nach der abgelehnt~ In­
itiative des Krankenkassenkonkordats unser Ziel sein. 
Die vorliegende SP-lnitiative, die im übrigen nur sehr knapp 
zustande kam, bringt aber eine Aufblähung des SozJalstaates 
mit sich und fördert das Giesskannenprinzip. Es ist völlig inak­
zeptabel, dass auch Leute von zusätzlicher Unterstützung pro­
fitieren sollen, die dies eigentlich gar nicht nötig haben. 
Die höheren Subventionen wären nur durch zusätzliche 
Steuern zu finanzieren Woher sollen - gerade in der heutigen 
Zeit - diese zusätzlichen Milliarden Franken überhaupt ge­
nommen werden? Die SP-lnitiative liegt darum völlig quer in · 
der politischen Landscha~ 
Sie liegt aber auch völlig quer in der lohnpolitischen Land­
schaft, weil die Krankenversicherung mit Lohnprozenten fi­
nanziert werden soll Auch hier hören wir das Jammern der Ar­
beitgeber und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, 
dass sie schon heute zu viele Sozialabgaben in,der Form von 
Lohnprozenten leisten müssen. . 
Die SP-lnitiative ist ein Obligatoriums-~undschlag; obschon 
bereits 98 Prozent. der Bevölkerung freiwillig krankenversi­
chert sind. Zudem sind zusätzli9he Lohnprozente bei den Ar­
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern gar nicht beliebt, wie ich 
Ihnen schon gesagt habe, wobei die Initianten hier erst noch 
mit viel zu niedrigen Angaben gearbeitet haben. Das Ganze 
wird 3 bis 4 Milliarden Franken kosten. 

Letztlich führt die SP-lnitiative auf kaltem Wege hinzu einer Ver-
. staatlichung des Gesundheitswesens, weshalb ja auch die 
Aerzte, · die Spitäler, die kantonalen Sanitätsdirektore!li die 
Krankenkassen von dieser Initiative nicht begeistert sind. Sie 
verunmöglicht den freien Wettbewerb, der zusammen mit der 
dringend zu bescl'lliessenden Revision des Gesetzes aber un­
abdingbar notwendig ist, um aus den Problemen herauszu­
kommen. Die lnitiativeverhindertauch kreative neue Lösungen 
im Krankenversicherungswesen, weil sie zu starrtormuliert ist 
Das Resultat der Abstimmung über die Krankenkassen.Initia­
tive des Konkordats ist für uns ein Auftrag zu handeln. Das 
gebe ich zu. Nicht nur die Jastimmenden, nein, auch die ob­
siegenden Neinstimmenden erwarten jetztvqm Bundesrat Nä­
gel mit Köpfen. 
Wenn wir jetzt nicht handeln und die Kostenexplosion im Ge­
sundheitswesen wirksam bremsen, steht uns bald nach der 
SP-lnitiative einfach eine weitere Krankenkassen-Initiative ins 
Haus. Und irgendwann einmal - das richte ich vor allem an die 
bürgerlichen Damen und Herren hier im Saal - wird es dann 
halt doch soweit seir;i, dass eine dieser Verstaatlichur:igs-lnitia• 
tivenvom Volk mit einer Mehrheit angenommen wird. Das soll• 
ten wir eigentlich verhindern. . 
Deshalb auch der Appell an unsern Rat, der nicht einfach da­
von ausgehen kann, mit einer Ablehnung der SP-lnitiative sei 
alles getan. Der Handlungsbedarf ist sehr gross. Es sind also 
grundlegende soziale, staats- und gesellschaftspolitische 
Ueberlegungen, die uns dazu veranlassen sollten, die SP0 

Initiative abzulehnen, und gleichzeitig, uns allen den Auftrag 
mitzugeben, für eine freiheitliche GesetzesrevisioA zu optie­
ren, eine Gesetzesrevision, die aber drastische Einsparungen 
auf allen Ebenen, bei allen Beteiligten im Krankenversiche­
rungswesen mit sich bringt 
Die SD/Lega-Fralttion lehnt also die vorliegende Initiative ab, 

Borer Roland: Die, Krankenkassen-Initiative müssen wir in der 
vorliegenden Form ablehnen. Ich mache aber keinen Hehl 
daraus, dass auch wir von der Fraktion der Auto-Partei gegen­
über dem Stimmbürger ein schlechtes Gewissen haben 
Wir machen uns echt Gedanken, warum eine Initiative in die­
ser Form, die eigentlich nur die Möglichkeit bietet, die Kran­
kenkassen über Lohnprozente zu finanzieren, zustande ge­
kommen ist 
Der Schluss ist folgender: Die Krankenkassenprämien haben 
für einen grossen Teil unserer Mitbürgerinnen und Mitbürger 
die Schmerzgrenze erreicht; sie sind für einen Grossteil des 
Volkes nicht mehr bezahlbar. · 
Im grossen und ganzen haben die Kommissionssprecher die 
Gründe dargelegt, aus welchen auch wir diese Krankenkas­
sen-Initiative ablehnen müssen. Andererseits wäre es zu ein-

. fach zu sagen, alles an dieser Initiative sei schlecht Herr Leu­
enberger Ernst hat vorhin am Schluss seines Votums mit 
Recht darauf hingewiesen, wo das Problem liegt: Es werden 
heute im Gesundheitswesen Leistungen angeboten, die für 
den Btjrger nicht mehr bezahlbar sind. Es kommt dabei nicht 
darauf an, ob sie über Lohnprozente, über Subventionen des 
Bundes, über Subventionen der Kantone oder über eine Prä­
mie bezahlt werden müssen. Diese Leistungen an sich sind 
schlichtweg nicht mehr bezahlbar. • 

· Die Totalrevision des Krankenversicherungsgesetzes bildet ei­
nen Anfang; für uns ist das aber sicher noch nicht das ·Ende 
der notwendigen Veränderungen. Wir s.lnd der Ueberzeu­
gung, dass nur ein Systemwechsel Aenderungen im Gesund­
heitswesen und vor allem in bezug auf die Kosten bewirken 
kann. 
Diese Initiative erachten.wir als Fingerzeig gegenüber diesem 
Parlament, einmal etwas zu tun, nicht if"(lmer nur Schäden zu 
begrenzen, nicht immer nur Symptome zu bekämpfen, son­
dern wirklich einmal einen mutigen Schritt zu tun. 
Wenn wir die Kosten noch einmal anschauen-wir haben das 
schon. bei der letzten Diskussion über das Gesundheitswesen 
gemacht-, müssen wir zugeben, dass für die unbezahlbaren 
Prämien vor allem der stationäre Bereich im Gesundheitswe­
sen verantwortlich ist Im stationären Bereich, d h. bei den 
Spitälern, also bei öffentlichen lnstitutionen-das ist das Tragi­
sche am Ganzen-, funktioniert der Markt nicht mehr. 
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Patienten können ihre Bedürfnisse nicht·definieren. Anbieter ehe heute zur debatte· steht, vorgelegt Diese bundesrättiche 
liefern keine differenzierten, den Bedürfnissen der. Patienten Vorlage ist recht breit abgestü~, ist sie doch aus vier Einzelex-
angepassten Angebote. Die Kontrollstellen, spriclil die kanto- ,pertenberichten und einem darauf aufbauenden Experten­
nalen $anitätsdirektbren, haben kein Interesse daran, die Spi- komrriissionsbericht hervorgegangen. Trotzdem ist es heute 
täler und die übrigen öffentlichen Anstalten im Gesundheits- für <;lie Mehrheit der grünen Fraktion noch verfrüht, sich end-
wesen zurückzubinden. Da liegt der Hase im Pfeffer! gültig zwischen der Bundesratsvorlage und ·der Initiative zu 
Wirverlanger:i und unterstützen alle Massnat,men,.die die Kan- entscheiden. Bei beiden Vorlagen kennen wir die definitive 
tone und vor allem auch die öffentlichen Anbieter zwingen; die Ausgestaltung noch nicht Wir bedauern, dass wir nicht beide 
Angebote im Gesundheitswesen nach volkswirtschaftlichen· Vorlagen gleichzeitig hier im Rat beraten können. 
Grundsätzen und nicht immer nur. nach betriebswirtschaftll- Bei.der Initiative handelt es sich um einen VerfassungSE1uftrag, 
chen Ueberlegungen anzubieten. dessen Umsetzµng noch. sehr viele Jahre in Anspruch nah-
Das ist doch das, was heute gemacht wird, und da hat Herr men würde; das ist zweifellos ein grosser Nachteil. Anderseits 

' Leuenberger Ernst meiner Ansicht nach völlig recht Spitäler wissen wir auch nicht, was das Parlament aus.der Bundesrats-
sind heute nicht'mehr Anstalten, wo Patienten gepflegt w~r- vorlage machen wird. Wir haben bereits bei der-Beratung der 
den. Spitäler entwickeln sich in den meisten Kantonen immer dringlichen Massnahmen gesehen, wie komplex der Kampf 
mehr zu Denkmälern, die sich kantonale Sanitätsdirektoren um die Anteile am grossen Kuchen im Gesundheitsweß8n ist 
bauen. Es wird nicht mehr bedacht: Was ist eine moderne Me- Gegenwärtig ist bei den Leistungserbringern auch ein Ab-
dizin, die finanzierbar ist? Die, Ueberleg1.mgen sind heute da- bröckeln bei der Unterstützung der Bundesratsvorlage zu ver-
hin gehend: Was kann man machen, wenn man nicht auf das zeichnen. Die wichtige Frdge, um die es hier geht, können wir 
Geld schauen muss? noch nicht endgültig beantworten, nämlich: Welche der bei-
Hier muss der Hebel angesetzt werden. In bezi.Jg aufdiel?eAn- . den Vorlager;i garantiert uns eher, sowohl das Ziel einer.sozia-
forderung bietet die vorliegende Initiative leider wenig; Des- len, solidarischen Krankenversicherung wieder zu erreichen 
halb sind wir für Ablehnung. als auch das gute Niveau unserer medizinischen Versorgung 

· für die gesamte Bevölkerung beibehalten zu können? 
Eymalin Christoph: Die Revision .des KUVG ist eine sehr wich- Was sind die Unterschiede, was die Gemeinsamkeiten zwi-
~ige Aufgabe, und sie .muss in der laufenden Legislatur be- sehen diesen beiden Vorlagen? 'Es gibt viele 'Gen:,einsamkei-
handelt werden. Diese Aufgabe ist bekanntlich schon in An- ten, die wir -Grünen unterstützen, so das Krankenversiche-
griff genommen worden, und es ist davon auszugehen; dass · rungsobligatorium, die Prämiengleichheit für. Frau und Mann, 

·wir im nächsten Jahr beschliessen können. Mit Blick darauf J<eine Vorbehalte bei Kassenwechsel; diefreieA~ahl im am­
liegt die Initiative nicht richtig; sie rerint aus heutiger Sicht of- ·: bulanten Bereich; die Behandlungsfreiheit im Rahmen der 
fene :rnren ein. · Wirtschaftlichkeit; schliesslich wollen beide Vorlagen eine 
Materiell gefällt uns nicht, dass die Krankenversicherung klare Trennung zwischen einer obligatorischen, unbegrenzten 
durch Lohnprozente mitfinanziert werden soll. Es ist grund- Grundvers[cherung und fakultativen Zusatzversicherungen. 
falsch, unsere Wirtschaft im heutigen Zeitpunkt noch stärker Für uns Grüne wi(d d_ie Ausgestaltung dieser, Grundvers1che-

. zu_ belasten. Im Gegenteil: Entlastungsmöglichkeiten wären rung · besonders-wichtig sein .. Neben der Schulmedizin müsJ 
gefragt In Zeiten mit einer sehr hohen Arbeitslosenquote dCir- sen darin auch die alternativen Konzepte der Komplementär-
fen die Kosten für die Unternehmunge11 nicht noch weiter er- medizin aufgenqmmen werden, da ihnen heute immer mehr 
höht we~den. Zudem würden Selbständigerwerbende und im- Patienten und Patientinnen gegenüber der zunehmend tech-
ter ihnen die Gewerbetreibenden doppelt belastet Die lnvesti- nokratischen und erwiesenermassen teureren Schulmedizin 
tionskraft dieser Unternehmungen, die für die Schweizer Wirt-, den Vorzug geben. Doch dies steht heute nicht zur Debatte. 
schaft äusserst wichfig sind., würde geschmälert · · [)er grösste Unterschied - ein Systemwechsel - besteht bei 
Einmal mehr würden wir bei einer Zustimmung zur Initiative. · der Erhebung der Krankenkassenprämien. Deir Bundesrat will 

.reine Symptombekämpfung betreiben. Die hohen Kosten im weiterhin am Kopfprämiensystem festhalten. Die Prämien sol• 
Gesundheitswesen werderi als gegeben in Kauf genommen, len im Gegensatz zu heute für alle gleich hoch sein, und mit 
Man macht sich einzig Gedanken daruber, wie eilne sozialere . gezielten Subventionen soll die Prämienlast nur noch bei den 
Finanzierung des ungesund 'hohen Aufwandes erreicht wer- · einkommensschwächeren Versicherten erleichtert werden. 
den kann. Das 1st auqh für uns wichtig. ' Dieses bundesrätliche System wird nur mit grossem bürokrati­
Wir müssen. uns aber endlich auch Gedanken machen, wie die · schem Aufwand sozial gerecht und transparent zu realisieren 
Ursachen der Kostenexplosion im Gesundheitswesen be- sein. . 
kämpft werden k9nnen. Die in der Initiative erwähnte verbindli- Demgegenüber soll die Erhebung der Prämien gemäss der In-
ehe Spitalplanung allein genügt nicht Weiter gehende Mass- itiative nach Lohnprozenten oder anderen Einkommenspara-
nahmen werden notwendig sein. Die Liberalen erwarten eine metern erfolgen. Dies ist ein sehr einfaches und zweifellos 
rasche ln.angriffnahme .grundlegender Verbesserungen, die . auch ein soziales System. Uebrigens erheben auch alle Nach-
im Zusammenhang mit der Gesetzesrevision.erfolgen müssen barstaaten die Krankenkassenprämie mittels Lohnprozenten .. 
und erfolgen werden. • . . . Allerdings wird das bisher bei der AHV bewährte System aus-
Die liberale Fraktion fol!)t del'il) Entwurtdes Bundesrates und serordentlich problematisch und muss heute aus folgenden 
dem Beschluss des Ständerates und empfiehlt Ihnen die lnitia:- Gründen hinterfragt werden: · 
tive zur Ablehnung. 1. ,Zunehmend werden sogenannt teure menschliche A~tieits­

Frau Gonseth: Die Lage der sozialen Krankenversicherung · 
hat sich in den letzten zehn Jähren dramatisch verschlechtert 
Die massive Prämienexplosion u11d die. eingetretene Entsoli­
darisierung zeigen deutlich, dass das bisher flexible System 
des KUVG an seine Grenzen gestossen ist Eine Revision ist 
überfällig. . . 
'Mit den beiden dringlichen BundesbElschlüssen haben wir 
fürs erste wirksame Massnahmen. gegen die Entsolidariste~ 
rung beschlossen. Allerdings ~ind diese Bundesbeschlüsse 
befristet (sie gelten nur bis 1994) und erst noch vom Referen- · 
dum bedroht . 
Als Revisionsvorlage haben wir am 6. November 1991 die Bot­
schaft über die Revision der Krankenversicherung erhalte·n. 
Damit hat der Bundesrat nach Meinung der grünen Fraktibn 
einen recht akzeptablen materiellen Gegenvorschlag zur 
Volksinitiative «für eine gesunde Kran,kenversicherung», wel-

plätze wegrationalisiert Die Verteurung der menschlichen Ar­
beit durch Lohnprozente hat die Grenzen erreicht Dies zumin­
dest heute, weil es eine der wichtigsten, Aufgabf;m der Zukunft 
sein'wird, der menschlichen Arbeit wieder den bedeutenden 
Stellenwert zu geben, welchen sie bisher in der Geschichte 
. innehatte. · 
2. Der Anteil der arbeitenden Bevölkerung an der Gesamtbe• 
völkerung nimmt ab, einerseits wegen der zunehmenden Zahl 
v.on Arbeitslosen, anderseits wegen der anteilmässig grösser' 
werdenden älteren Generation. Immer wen,iger Arbeitende 
müssen also für immer mehr Nichtarbeitende einen immer 
grösseren Anteil an Sozlalaqgaben abliefern. ·, 
3. -Die Forderung von uns Grünen, dass die Finanzierung der 
Sozialwerke grundsätzlich überdacht und neu abgestützt wer­
den muss, ist dringlich, wenlil wir diese Sozialwerke langfristig 
nicht gefährden wollen. Die ·Forderung von uns Grünen ist, 
dass durch ökologisch bestimmte Ressourcensteuern, bei-
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spielsweise auf Energieträgern, eine sinnvolle zusätzliche Fi-
. ·nanzierungsquelle für die Sozialwerke erschlossen wird. 

Ein zweiter Unterschied: Bei der Initiative bezahlt die öffentli­
che Hand zukünftig fix einen Viertel an die gesamten Kosten 
der Krankenversicherung. Das scheint uns Grünen notwendig 
und iangemessen. Bei der Bundesratsvorlage wird ein .ßun­
desbeitrag von 2 Milliarden Franken vorgesehen. Dies bedeu­
tet gegenüber dem heutigen, noch bis 1994 geltenden Bun­
desbeitrag eine Erhöhung um 700 Millionen Franken. Aller­
dings soll dieser Beitrag alle vier Jahre vom Parlament neu 
festgesetzt werden, und gerade in Zeiten der Rezession muss 
befürchtet werden, dass an diesem Betrag gespart werden 
könnte. '· 
Ein dritter Unterschied: Die Initiative verlangt eine obligatori­
sche Krankengeldversicherung für alle Arbeitnehmerinnen· 
und Arbeitnehmer, wie dies bereits bei der Unfallversicherung 
realisiert ist 
Auch wir Grüne treten dafür ein, dass sowohl bei Unfall als 
auch bei Krankheit eine finanzielle Sicherheit bestehen muss. 
Allerdings sind wir der Meinung, dass nicht nur Arbeitneh'me­
rinnen und Arbeitnehmer in den Genuss dieser Sicherheit 
kommen sollen. Deshalb engagieren wir Grünen uns für ein 
garantiertes Mindesteinkommen für alle, welches mit einem 
wesentlichen Beitrag aus ökologischen Abgaben finanziert 
werden könnte. Damit könnten die Lohnarbeit verteuernde 
und belastende Lohnprozente für AHV, Arbeiislosenkasse, 
Unfallversicherung usw. wesentlich abgebaut werden. 
Schliesslich würde die Volksinitiative «für eine g~sunde Kran­
kenversicherung» zu einer gewissen Einschränkung der fi­
nanziellen Selbständigkeit der Kassen führen. Für uns Grüne 
wäre dies akzeptabel, haben doch die Kassen. in den letzten 
Jahren wenig Verantwortung bewiesen, etwa durch die Grün­
dung einer Vielzahl von Klein- und Billigkassen, was die mas­
sive Entsolidarisierung zunehmend verschärft hat, oder auch 
durch die Krankenkassen-Initiative, welche ja nur eine mas­
sive Erhöhung der Bundessubventionen im Giesskannensy­
stem erhalten wollte, Das Volk hat den Kassen ja eine sehr 
deutliche Abfuhr erteilt Mit der Initiative würde auch die ln­
transparenz im Finanzierungssystem des Gesundheitswe­
sens, wie sie heute herrscht, deutlich abgebaut 
Die wichtige kostendämpfende Massnahme bei der Initiative 
besteht darin, dass der Bund und die Kantone gemeinsam ver­
bindliche Planungen für Spitäler und teure Technologien festle­
gen sollen. Damit kann erreicht werden, dass regional überdo­
tierte, teure Akutbetten abgebaut und kostspielige lnvestitio­
nenfilrbochspezialisierteAbklärungen und Behandlungen auf 
entsprechend wenig Zentren konzentriert werden könnten. 
Es zeigt sich heute deutlich, dass das Uebertragen von zuviel 
Eigenverantwortung an die Leistungserbringer unsere soziale 
Krankenversicherung in einen desolaten Zustand gebracht 
hat Weitere Deregulierungen, wie wir sie von den USA ken­
nen, führen sowohl sozial als auch finanziell in eine Katastro­
phe. Eine feste Lenkung durch Politik und Staat ist unerläss­
lich, gerade in Zeiten der Rezession, damit die sozialen Anlie­
gen nicht unter die Räder geraten. Verglichen mit der Initiative 
geht der Vorschlag des Bundesrates in eine akzeptable Rich­
tung und Ist vor allem schneller zu realisieren. 
Falls sich abzeichnet, dass die Vorlage des Bundesrates mit 
einigen Verbesserungen verabschiedet werden kann, werden 
wir Grünen dieser den Vorzug geberr. Der Wille zu einer guten 
Revision wird also zur Nagelprobe für unser P~rlament, aber 
auch für alle Beteiligten im Gesundheitswesen. Da wir diesbe­
züglich aufgrund der Erfahrungen der letzten zehn Jahre ge­
brannte Kinder sind, will die grüne Fraktion Im jetzigen Zeit­
punkt keine endgü!tlge Entscheidung fällen. 
Die Mehrheit der grünen Fraktion hält sich deshalb den Weg 
Ober die Initiative offen und stimmt heute, obschon mit wenig 
Begeisterung, der Initiative zu. 

Slöber: Kollege 13orer Roland hat gesagt, dies~ Initiative sei 
ein FIJ1gerzeig; ich würde dies bestätigen. Es ist ein Fingerzeig 
oder ein Zeigefinger. Deshalb beantrage ich namens der Min­
derheit der LdU/EVP-Fraktion Zustimmung zu dieser Initiative. 
Einige wenige Ueberlegungen dazu: Es ist uns allen klar, dass 
es im Bereich Sozialversicherung einen Patienten oder eine 

Patientin gibt, die schwierig ist, die ein wenig hypochondrisch 
i~ und vielleicht doch ein wenig liebenswert - eben die Kran­
kenversicherun·g. Wir haben dieser Patientin ·In vergangener 
Zeit eini9e Notspritzen verpasst oder verabreicht Wir haben 
versucht, durch den Risikoausgleich unter den Kassen die So­
lidaritäten neu zu beleben. Wir haben versucht, diese Patientin 
mit Dringlichkeitsmassnahmen vor einem Kollaps zu verscho­
nen. Nun, was einem Arzt gelingen kann, nämlich einem Ster­
benden wieder aufzuhelfen, wird vielleicht auch uns gelingen, 
indem wir ein neues Gesetz machen. Dazu bietet diese Initia­
tive wohl einen Weg. 
Wenn wir der Krankenversicherung den Spiegel der Wahrheit 
vorhalten, dann muss sie doch ein wenig erröten, weil es mit 
dem sozialen Versicherungsschutz bestimmt nicht sehr weit 
her Ist Ein Beispiel dazu: Ein Waadtländer Ehepaar bezahlt 
zweieinhalb1 mal mehr Prämien als ein Ehepaar im Bündner­
land. Der Unterschied macht im Jahr etwa 3000 Franken aus. 
Nun, 3000 Franken würden ausreichen, um einige Tage Fe­
rien für Rheumakranke zu machen oder um seinen Kleinwa­
gen abzubezahlen pder möglicherweise um die nicht sehr 
niedrige Prämie im Basalland zu bezahlen. 
Die Betroffenen fragen natürlich nicht nach den Ursachen, 
sondern sie stellen ganz einfach fest, dass sie ein Loch in der 
Kasse oder im Portemonnaie haben, und sie stellen womög­
lich fest, dass es im Medizinalwesen Menschen gibt, die ihre 
Kasse sehr schön fit halten können. 
Ich denke zuerst an die Schwächsten in unserem lande, an 
diejenigen, für die diese Prämien tatsächlich eine Last bedeu­
ten und die möglicherweise eines Tages den Krankenversi­
cherungen den Rücken kehren - ich habe es meistens mit sol­
chen Leuten zu tun - und dann Gefahr laufen, fürsorgeabhän­
gig zu werden. Was das hinsichtlich Selbstwertgefühl bedeu­
tet, ist uns allen klar. 
Dann denke ich auch an den Arbeitsmarkt: Selbst Menschen 
aus dem Mittelstand haben heute Mühe, die Prämien zu be­
rappen. 
Es dünkt mich auch, dass die Initianten plausibel gemacht ha­
ben, dass tiier mit angemessenen Mitteln Abhilfe geschaffen 
werden kann. Ein Beispiel: Bisher bezahlt die Familie Schwei­
zer, ,eine vierköpfige Familie, im Monat 500 bis 600 Franken 
Prämien. Gemäss Krankenkassen-Initiative würde sich der Be­
trag senken, es wären noch 180 Franken. Das macht nach 
Adam Riese im Jahr. den Betrag von sage und schreibe 
3800 Franken Prämlenerteichterung aus. Zudem liegt zum 
Beispiel im Krankheitsfall die Kostenbeteiligung bei 20 Pro­
zent Das macht für Herrn Schweizer, wenn er krank werden 
sollte, den Betrag von 340 Franken aus. Da müsste man tat­
sächlich sagen: Eine solche Versicherung verdient den Na-
men; sie hält, was sie verspricht • 
Nun, ich möchte nicht sagen, diese Initiative habe nicht auch 
ihre Mängel und Fehler. Aber nachdem ich jetzt neu mitbe­
kommen habe, dass es Immer um die Finanzierung geht, um 
Finanzen und Geld- ein bisschen unbibllsch-, ist doch zu be­
tonen, dass erst bessere Vorschläge auf den Tisch kommen 
sollten. Für mich gilt ganz einfach die Devise: Wer mehr ver­
dient, soll mehr bezahlen, wer weniger verdient, bezahlt weni­
ger. Ich denke im zweiten Fall in erster Linie an Familien, Rent­
ner, an Menschen, die die Prämien vom Munde absparen. 
Deshalb bitte Ich Sie im Namen der LdU/1=\/P-Fraktlon, der In­
itiative zuzustimmen. 

Frau Dormann: Mit der Volksihltlative «für eine gesunde Kran­
kenversicherung» steht uns erneut ein Rezept zur Heiluhg un­
serer angeschlagenen Krankenversicherungsgesetzgebung 
zur Verfügung. Die CVP-Fraktion hat dieses Rezept geprüft 
und ist vor allem aus drei Gründen zum Schluss gekommen, 
es nicht zur Anwendung zu empfehlen. 
Oer erste Grund liegt In formellen Gesichtspunkten: In Arti­
kel 34bis der Bundesverfassung wird der Bund beauftragt, die 
soziale Krankenversicherung und Unfallversicherung gesetz­
lich zu regeln. Diese Norm ist sehr weit gefasst Korikret heisst 
das: Artikel 34bis würde als verfassung~mässige Grundlage 
ausreichen, die Forderungen der Initianten auf det Stufe des 
Gese1zes zu verwirklichen, mit einer Ausnahme: die Kompe­
tenz des Bundes für Spitalplanungen. 
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Eine Teilrevision der Verfassung rechtfertigt sich·daher nicht 
und würde für die effektive Problemlösung lediglich eine zeitli­
che Verzögerung mit sich bringen. Sie wissen, dass die Tofal­
revision der Krankenversicherung in dieser-Session vom Stän­
derat behandelt wird. Mit der Annahme der Initiative würde 
nicht nur unsere Verfassung unnötig mit Forderungen aufge­
stockt, die· auf Gesetzesstufe realisierbar sind, sondern die 
kausale Behandlung 4nserer chronisch kranken Krankenver-
sicherung würde verzöger( · 
Der zweite Grund liegt im materiellen Bereich der Initiative. Sie 
wissen, dass unsere Krankenversicherung vor allem unter fi­
nanzieller Ueberfordetung und Ueberbelasturig leidet Mit der 
Annahme der Initiative würde dieser Tatsache wenig Rech­
nung getragen. Durch die Umstrukturierung der Finanzierung 
von heutigen Pro-Kopf-Beiträgen auf Lohnprozente wird der 
Forderung nach Kostendämpfung im Gesundheitswesen 
nicht Rechnung getragen. Gleichzeitig würden die Kranken; 
kassen ihre Stellung verlieren. Diese "würden praktisch zu 
Durchlauf- .und Abrechnungsstationen. Dadurch würde eine 
Konkurrenzsituation zwischen verschiedenen Krankenkassen 
im Interesse der Kostendämpfung ausgeschlossen. Auch ver­
lören die Krankenkassen' infolge Verlustes ihrer wirtschaftli­
chen Selbständigkeit und Autonomie jegliches Interesse an 
der Prüfung der Wirtschaftlichkeit der n:,eqizinischen Behand­
lung, eine Aufgabe, die gerade in jüngster Zeit von den Kassen 
1Jermehrt wahrgenommen wird. , 
Der dri:tte Grund, der die CVP-Fraktion bewogen hat, die Initia­
tive abzulehnen, liegt in der Finanzierung der Lohnprozente.·. 
Dieses Modell hat zwar eine gewisse Komponente an Solidari­
tät, die sympathisch ist, was wir respektieren. Dieses System 
bewährt sich ja in unserer AHV-Gesetzgebung ausgezeichnet 
Aber was sich im einen Fall bewährt, muss sich nicht folgerich­
tig beim anderen auch positiv auswirken. Bei der AHVcGesetz-

• 1gebung ist die Vorgabe der Leistung klar durch die Höhe der 
Renten gegeben. Bei der Krankenversicherung kann die Vor­
gabe der Leistung im allerbesten- System nicht klar festgelegt 
werden, so dass eine Mengenausweitung, die zur Erhöhung . 
der Lohnprozente führen würde,. nicht genügend in den Griff 
zu bekommen wäre. , 
Die Initiative sieht vor, dass sich Arbeitnehmer und Arbeitge­
ber hälftig in die Beiträge'teilen. Im heutigen Zeitpunkt, in dem 
unserer Wirtschaft ein harter Wind entgegenschlägt, kann 
nicht von einer solchen Systemänderung gesprochen wer­
den. Denn diese hätte zweifellos eine Verschlechterung der 
Rahmenbedingungen durch Verteuerung eines wichtigen 
Prodµktionsfaktors, nämlich der Arbeit, zur Folge, Sie würde 
unweigerlich zu einer weiteren Verminderung der Konkurrenz­
fähigkeit führen. Mit diesen Massnahmen würden im heutigen 
Zeitpunkt genau diejenigen getroffen, welche durch die Initia­
tive entlastet werden sollten, nämlich qie Arbeitnehmer der un­
teren Lohnkategorien. 
Unsere Fraktion spricht aber der Initiative die positiven Inhalte 
nicht ab. Positiv beurteilen wir massgebende Punkte, nämlich 
das Obligatorium für die Krankenversicherung, den Wegfall 
der zeitlichen Begrenzung der Behandlungskosten, den Ein­
schluss der spitalexternen Dienste, die Gewährleistung der 
Behandlungsfreiheit im Rahmen der Wirtschaftlichkeit durch · 
Erlass von Tarif- und Abre,chnungsvorschriften usw. Diese For­
derungen sind aber bereits Inhalt der Vorlage zur Totalrevision 
des Kran,kenversicherungsgesetzes .. Diese Revision ist auf gu-
ten Wegen. . 1 • 

Ich wage zu sagen, dass das Gesunde an der Volksinitiative. 
«für eine gesunde .Krankenversicherung» deren Wirkung im 
heutigen Zeitpunkt ist , Sie hängt wie ein Damoklesschwßrt 
über der Totalrevision und übt nicht nachlassenden. Druck 
aus, damit wir unsere Krankenversicherung auch iri Zukunft 
unter dem Gesichtspunkt der Solidarität ausgestalten. . · 
Mit der Totalrevision haben wir eine echte Alternative. Der 
Ständerat wird in dieser Session die Totalrevision behandeln, 
eine Revision, die alle wesentlichen Punkte enthält, die heute 

. • zur Veränderung der Verhältnisse in u_nsE!rem Krankenkassen­
wesen nötig sind. In diesem Sinne muss unser Nein zur Initia­
tive gleichzeitig als Auftrag verstanden werden, die Totalrevi­
sion auf der Grundlage der burtdesrätlichen Vorlage zu behan­
deln und zu verabschieden, da diese Revision Basis zur kau-

.salen Behandlung unseres heute geltenden Krankenkassen­
gesetzes ist: 
Aus diesem Grunde empfehle ich Ihnen ein Nein zur Initiative, 
wie es die CVP-Fraktion einstimmig beschlossen hat 

Rychen: Tatsächlich, wl~ haben tiefgreifende Probleme im Ge­
sundheitswesen und in der Krankenv~rsicherung. Insbeson­
dere ist die Entsolidarisierung weiterhin in vollem Gange, und 
wir haben die ungebremsten Kostenstei~erungen alles an­
dere als im Griff. Wir haben durchaus Verständnis dafür, ,dass 
auf diesem Gebiet Volksinitiativen lanciertwerden, denn jeder­

. rriann spürt: Wir können nicht so weiterfahren. Gewiss beinhal­
tet auch diese Initiative berechtigte Anliegen. Wir alle müssen 
nämlich beachten, dass die Entwicklung im Gesundheitswe­
sen zu sozialen Spannungen führen kann. Das wollen wir, 
höffe ich, alle nicht 
Die SVP-Fraktion bekennt sich dazu, dass eine Totalrevision 
des Krankenversicherungsgesetzes notwendig ist Wir wer­
den uns t?emühen, einen konstruktiven Beitrag zu leisten. 
Warum lehnen wirvon der SVP die vorlieg·ende Initiative aber 
ab? Die wichtigsten Gründe sind schon. dargelegt worden, ich 
brauche diese nicht zu wiederholen. Ganz besonders stösst 
bei uns die Finanzierung über Lohnprozente auf Widerstand. 
Wir glauben, dass.diese Finanzierungsart in dreifacher Hin-
sicht ein falscher Weg·ist · . 
1. Die Erwerbstätigen sollen erneut zugunsten der Nichter­
werbstätigen belastet werden. Dabei vergessen' wir, dass es 
gat nicht so selten vorkommt, dass Rentner materiell besser 
gestellt sind als z. B. junge Familien. , 
2: Mit dem System der Lohnprozente wird das Sparen im Ge-. 
sundheitswesen 1 noch schwieriger, und es ist schon schwer 
genug. Die Kantone wären kaum sehr daran interessiert, das. 
unselige ·Ausgabenwachstum beLden Spitälern endlich zu" 
bremsen. Wir müssen nach I neuen Finanzierungsprinzipien 
suchen, die jene an die Kandare nehm!3n, die immer mehr Lei-
~~~~~ ' 

3. Die Kosten würden voraussichtlich noch n:iehr steigen; wir 
glauben, dass jene Schätzungen stimmen, die von 5 bis 6 Pro­
zent Lohnabzug sprechen. Das ist weit mehr, als die heutigen 
Kosten ausmachen. · · 
Die Initiative würde zwar eine sozial diskutäble Umlagerung 
und Umschichtung der Kosten bringen, leider aber kein~ Ko­
steneinsparungen, im Gegenteil: zusä~liche Kostensteige­
rungen wären die Folge. · . . . , 
Aus diesen 'ueberlegungen lernt die SVP-Fraktion diese Initia­
tive einstimmig ab .. 

. Jörl: Der bald zehn Jahre alte Forderungskatalog der Initiative 
«für eine gesunde Krankenversicherung» passt immer besser 
in die sozial politische Landschaft Das bemerkte offensichtlich 
auch der Bundesrat; deshalb kommt die Landesregierung in 
ihrer Botschaft zur Revision des KUVG den meisten Begehren 
der Initianten entgegen. Besonders die dringend notwendige 

· Einführung des Versicherungsobligatoriums zur Stärkung der 
Solidarität ist fn Sichtweite. Sie ist eine von unser-er Seite seit 
langem gestellte Hauptforderung an eine soziale Krankenver­
sicherung. 

. Wo liegen die wesentlichen Unterschiede zwischen der Revi­
sion des KUVG und der Initiative? Die Initiative will die Kran­
~enkassenbeiträge endlich gemäss der wirtschaftlichen Kraft 
der Versicherten erheben. Das heute geltende Kopfprämien­
system. benachteiligt Personen in bescheidenen wirtschaftli­
chen Verhältnissen sowie Familien massiv. Der Bundesrat hält 

· in seinem Entwurf zur Revision des KUVG hingegen an.der un­
.sozialen Kopfprämie fest, will aber alle Bundessubventionen 
für Prämienverbilligung aufwenden. Dies f•::,rt dazu, dass über 
50 Prozent der Versicherten ihre Krankenkassenprämie nicht 
mehr aus selber erwirtschafteten Mitteln bestreiten können 
und vom Staat direkt finanziell abhängig werden . 
Das zeigt deutlich; wie sehr die heutige Prämienbemessung 
objektiv nicht mehr haltbar ist Das in Europ:1. einzigartige Kopf­
prämiensystem der Schweiz hat ausgedient, es muss von der 
Prämienb~messung nach der wirtschaftlichen Kraft der Ven,i-
cherten abgelöst werden. · 
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Die Kosten im Gesundheitswesen sind auch in Zukunft nur bis 
zu einem gewissen Punkt gleichmässig auf alle Individuen ver­
teilbar. Heute-sind wir an einem Wendepunkt angekomm&n, 
wo für die Mehrheit der Versicherten und insbesondere für 
wirtschaftlich Schwächere und Familien die Rect,nung insge-
samt sc!llicht nicht mehr bezahlbar wircl. . · 
Die in der KUVG-Revision vorgescl)lagene Lösung - mit Prä­
miehbeihilfen -ist sozial 'ZY/8I gutgemeint, aber effektiv nur ein 
letztes Aufbäumen gegen den nötigen Systemwechsel. Reali­
stisch betrachtet wird die Kostendämpfung auc;:h in Zukunft 
nur bedingt greifen können, es sei denn, wir würden den Stan­
dard unseres Gesundheitswesens senken oder wir rationier-
ten das Angebot bei den betagten Menschen.• · 
So wird z. B. unverfroren verlangt, die betagten Menschen 
seien, da sie einen lästigen Kostenfaktor darstellen, aus der 
sozialen Krankenversicherung auszuschliessen Diese in letz­
ter Zeit i;iehörten Gedankenspiele sind aber akademische Fin­
gerübungen von Oekonomieprofessoren, die am Schreib­
tisch versuchen, eine neue Sozialpolitik zu en~erfen, die die­
sen Namen sicher nicht verdient· 
Die Kosten werden hoch bleiben, und unsere ~ordrlnglichste 
Aufgabe wird es sein, diese Kosten sozial einigetmassen ge­
recht aufzuteilen, d. h. nach der wirtschaftlichen l,.eistungsfä­
higkeit Da~ ist die Stossrlchtung der Initiative! · . 
Berechnungen aus dem Jahre 1985 zeigen,.dass alleinste­
hende Lohnabhängige bis zu einem Lohn von 5000 Franken 
pro Monat besser fahren würden und Familien, beispielsweise 
mit zwei Kindern, bis zu einem Einkommen von 12 000 Fran­
ken, d. h. bis weit in mittlere Einkommen hinein. Mit diesem 
Systemwechsel könnte mehr als die Hälfte der. Bevölkerung 
mit günstigen Prämien rechnen. · . . _ 
Auch Umfragen zeigen ganz klar: Der Systemwechsel muss 
stattfinden. Wenn man die Leute fragt, ob sie finden, dass Gut­
verdienende mehr und Schwächere weniger bezahlen müs­
sen, dann sagen sie in der Mehrheit ja 
Der heftigste Widerstand gegen den Wechsel k9mmt von den 
Arbeitgebern, die nicht bereit sind, die Prämien hälftig.mit den 
Arbeitnehmern mitzutragen. Höhere Arbeitgeberbeiträge 
seien aus wettbeYJerbspolitischen Gründen nichtverkraftbar­
schon gat nicht in einem Hochlohnland wie der Schweiz. 
Ein «NZZ»-Artlkel vom 19; März 1992 mit dem Titel «Gesund­
heitsausgaben im internationalen Vergleich». dokumentiert, 
dass die Schweizer Arbeitgeber mit ihren . Sozialversiche­
rungsbeiträgen ganze 8,8 Prozent der nationalen Gesund­
heitsausgaben mittragen, im Vergleich zum europäischen 
Durchschnitt von 31,9 Prozent Berücksichtigt man zusätzlich 
die direkten Arbeitgeberzahlungen bei Krankheit, Unfall, Inva­
lidität unc;i Mutterschaft, so zahlen die europäischen Arbeitge~ 
ber durchschnittlich 45,4 Prozent der Gesundheitsleistungen; 
in der Schweiz sind es lediglich 24 Prozent Umgekehrt sind 
die Sozialbeiträge unserer Arbeitnehmer mit 33,7 Prozent 
doppelt so hoch wie der europäische Durchschnitt 
Die «NZZ» interpretierte die zitierten Zahlen mit dem absolut 
richtigen Untertitel: «Schwache Belastung der Arbeitgeber 
durch Gesundheitsausgaben». Wer also von unverkraftbaren 
und wettbewerbsbehindemden Beiträgen der Arbeitgeber re­
det, sollte bitte auch diese zitierten Zahlen zur Kenntnis neh-
men und dann das.Urteil fällen. . 
Wer dann. ausweichend auf die vergleichsweise hohen 
Schweizer Löhne verweist, sollte nicht übersehen, dass wi~ zu­
gleich mit Abstand die längsten Arbeitszeiten haben, mit Ab­
stand die kürzesten Ferien gewähren, praktisch keinen Pro­
duktivitätsausfall infolge Streiks haben und ~in Hochmietzins­
land sind, in dem die Mieter in ihrem Mieterleben etwa dreimal 
jemandem den Wert ihrer Mietwohnung zurückzahlen. 
Ich fasse zusammen: Der Spielraum der Arbeitgeber zur 
Uebernahme der nach der wirtsc1->1ftlichen Stärke der Versi­
cherten berechneten Krankenkassenprämien 1st. vorhanden. 
Ein Systemwechsel ist im.heutigen Zeitpunkt nict;rt nur sozial­
politisch vordringlich, sondern auch verkraftbar. 
Was die Revision des KUVG in bezug auf die Prämienbemes­
sung und die Prärhienverbilligung ::inbietet, is~ von uns aus ge­
sehen ungenügend. Millionen Versicherte würden zu einer Art 
Sozialhilfeempfänger. Sie sträuben sich selber gegen diese 
unerwünschte Abhängigkeit vom Staat 

Diese Ueberlegungen bekommen in der jetzigen Situation 
noch ein besonderes Gewicht Ueber 120 000 arbeitslose 
Menschen, über eine halbe MIiiion Mitbürger und Mitbürgerin­
nen, die unter der neuen Armut leiden, warten gespannt auf 
unseren Entscheid. Diese am härtesten Betroffenen wie auch 
jene anderen Kreise bisweit in den Mittelstand, die.von den 
Krankenkassenprämien finanziell total überfordert sind, hof­
fen heute auf ein Zeichen der Solidarität Sie hoffen auf einen 
ersten Schritt auf dem Weg zu einer Krankenversicherung mit 
gerechter Prämienbemessung und nicht mit Prämienbeihilf.en 
an über 50 Prozent der Versicherten, die die sozial urgerechte 
Verteilung der Kosten kaschieren und zementieren. 
Gehen Sie bei Ihrer Meinungsbildung nicht allzu leichtfertig 
über diese Tatsachen hinweg. Vertiefen Sie nicht unnotiger­
weise den Graben zwischen jenen, die es geschafft haben, 
und jenen, die es nicht geschafft haben und es nie schaffen 
werden, sei es bei der Bezahlung der hohen Mieten oder der 
hohen Krankenkassenprämien oder generell bei der Siche­
rung des Existenzminimums aus eigener Kraft. Das sollte im­
mer noch das Ziel eines Sozialstaates sein. 
Sie tragen die politische Verantwortung für den Entscheid, ob 
wir heute einen wichtigen Schritt in diese Richtung tun oder ob 
wir eine immer grössere Zahl unserer Mitbürgerinnen und Mit­
bürger in eine unerwünschte Abhängigkeit gegenüber dem 
Staat führen. Wir bieten mit unserer Initiative den Ansatz zu ei­
ner Lösung im Bereich der Krankenversicherung. Die Idee der 
Finanzierung der Prämien nach der wirtschaftlichen Stärke der 
Versicherten müsste meines Erachtens vertiefter und seriöser, 
als dies in der Vergangenheit geschehen ist, studiert un~ einer 
für alle akzeptablen Lösung zugeführt werden. 
Im Sinne meiner Ausführungen bitte ich Sie, den Minderheits­
antrag Leuenberger Ernst zu unterstützen. 

M. Cottl, consemer federal: Je ne voi.ldrais pas reprendre la 
disoussion en matiere de caisses-maladie qui a lieu reguliere­
ment bientöt dans toutes les sessions etje me limlte a l'essen­
tlel Quelle$ sont les ralsons pour lesquelles Je Conseil federal 
vous recommande de rejeter !'initiative du Parti socialiste et de 
!'Union syndie&le suisse? H y a une ralson formelle, mals jene 
veux pas trop y insister: iJ n'y a aucune necessite de toucher ä 
·la constitution quand les objectifs qui concement tout le 
monde dans cette salle peuvent etre atteints par une simple re­
vision legislative. En outre, certaines raisons materielles sont 
liees a ces mem~ objectifs. Je resume ces objectifs: avant 
tout, bien sar, le falt d'etablir davantage de solidarite dans une 
assurance sociale qui porte ce nom de sociale de maniere cer­
talnement usllrpee. Alors, nous savons que ·Ie projet du. 
Conseil federal introduit toute une serie de mesures qui per­
mettent d'ameliorer substantiellement le caractere social de 
l'assurance-maladle. Le projet, au contraire de !'initiative po­
pulaire par le falt qiJ'elle introdult un systE)me de financement 
qui n'est pas acceptable, nous eloigne de cette vision plus so­
ciale. Preneziefaitque, parlesystemequ'ellepropose, !'Initia­
tive populaire tend a realiser un systeme cehtralise qui va 
aboutlr ä une sorte de calsse nationale unique, avec des 
consequences au niveau du contröle des couts et donc finale­
ment des consequences sociales que je vous laisse imaginer, 
D'ailleurs, le aysteme de financement est l'element de base 
qui nous fait dire non Je pe~ que nous avons suffisamment 
repete que les deductions de salaire sont une structure dans 
laquelle on a desormais suffisamment puise et l'elargir dans le 
cadre d'un aysteme nouveau qui est celui de l'assurance­
matadie ne seralt pas proposable. Je rappelle d'ailleurs que 
dejaau nlveau -delicat-de l'assurance-chömage, on a d0 re­
cemment toucher aux deductions de salaire en les augmen­
tant et dans un avenir qui n'est pas tres lointain, ·qui salt, peut­
etre aussi au niveau de t'AVS, les deductlons de salaire pour-
raient etre touchees. · 
Oonc, gardons ce sys~me de financement loln de l'assu­
rance-maladie; les propositions de la rev"1Sion totale du Con­
seil federal assurent d'ailleurs toutes les garanties sociales 
parce que les subventlons de 1a Conferleration seront desor­
mais versees directement aux categories de revenus qui en 
ont effectivement besoin II n'y aura plus l'arrosoir actue! qui 
est certainement perime. 
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L'initiative tpuche par les deductions de sala.ire d'une maniere 
trop forte aussi l'economie dans un moment qui serait le plus 
malven!J et M. Keller Rudolf a parfaitement raison lorsqu'il dit 
que !'initiative se trouve lä aussi face ä la situation economique 
taut ä fait «quer in der Landschaft». C'est une affirmation que je 
souligne trois fois. · · 
Au niveau de la ma"rtrise des coüts, deuxieme grand objectif de 
!'initiative, et aussi de la ptoposition du Conseil federal, il n'y 

-aura aucune amelioration parce que, je viens de le dire, les as­
sures n'auront plus aucun interet ä reduire les coOts, du fait du 
systeme automatique et etatise qui sera cree. Or, nous l'avons · 
dit plusieurs fois et nous le repetons ici,.l'objectif essential de 
la revision du Conseil federal, c'est de conserver un systeme 
excellent en l'ameliorant dans deux secteurs - maitrise des 
coüts et solidarite- qui sont les deux seuls secteurs defaillants 
de ce meme systeme. On revien<:lra bien sör lä-dessus plus, . 
tard. 
J'arrive dejä ä la conclusion .avec trois observations: les propo­
sitions du Conseil federal, nous l'avons, eritendu 1ci, ont ete fai­
tes de maniere approfondie et je pense qu'.elles continuent a• 
recueillir un.tres !arge consensus. Je. ois cela avec une cer­
taine satisfaction parce que la semaine prochaine le Conseil 
des Etatsvase pencher sur les propositions du Conseil federal 
et nous pouvons constater que les propositions de la commis­
sion du Consen des Etats reprennent presque integralement 
celles du Conseil federal. II y aura bien sür deux'ou trois pierres 
d'achöppement, mais nous-esperons qu'avec le consente­
ment et l'aide du Conseil national on reussira a eliminer aussi 
ces quelques rares points de divergence. La commission du 
Conseil des Etats a d'ailleurs fajt un travail extraordinaire aussi 
dans le temps. En effet, en moins d'une annee, eile aura reussi 
ä faire face ä une täche difficile et düre, et je tiens d'ores et dejä 
ä lui rendre hommage. · 
En conclusion, je constate qu'au niveau des caisses-maladie, 
ä chaque session, nous sommes confrontes da,ns ce conseil ä 
des douches ecossaises. II y a deux mois, dans cette meme 
salle, les accrochages etaient la regle et vous vous rappelez 
que les d1visions · avaieht targement entame )'unite de ce 
conseil. Aujourd'hui, l'harmonie regne ä nouveau dans cette 
salle. Les interventions de presque tous les porte-parole des 
groupes, excepte les plaidoiries d'office de MM. Jöri, Leuen­
berger Ernst ou Sieber, ont reflete l'union qui s'estfaite autour 
du Conseil federal, et je lesen remercie. Je rappeleral toutefois 
que, prochainement, on pourrait.se retrouver confronte aux 
difficultes en cornmission. C'est bien la raison pour laquelle le 
Conseil federal a introduit une petite phrase, ä la fin du mes­
sage, que je tiens ä vous redire ici: «si les.efforts de refan:ne 
entrepris devaient, par la suite, se heurter ä des obstacles in­
surmontables, le Conseil federal pourr~t eventuelfement etre , 
amene ä reexaminer sa position envers ('initiative.» C'est preci­
sement ce qu'a dit M. Borer Roland·, «Fingerzeig» de !'initia­
tive. Nous 1;1llons taut de meme attenc!re avant de la soumettre 
au peuple. Si les propositions substantielles du Conseil fade~ 
ral ne trouvaient pas gräce aupres des deux conseils - et sur­
tout du Conseil national, desormais, l'accord du Conseil des, 
Etats pouvant etre teriu pour acquis .:.. on pourrait revenir sur. 
une initiative qui essaie cependant d'attei11drf:l des objectifs 
absolurnent essentiels et urgents. · 
Rappeions-nous tout cela L'initiative a taut cje meme quel­
ques avantages, etavanttout celui de representer, pour beau­
coup de personnes dans ce pays, une esp·ece d'epee de Da­
mocles qui n'est pas taut ä fait inutile face aux difficultes t~adi- .· 
tionnelles auxquelles nous sotnmes confrontes e11 matiere de 
caisse-rnaladie. , , 
II y a donc cette petitei phrase, ä la fin du message, que je vou­
lais quand meme rappeler au Conseil national ainsi qu'ä tou­
tes celles et tous ceux qui vont bient:.t s.e pencher sur les pro­
positions du Conseil federal. Mais en general, taut le monde, 
mises ä part les plaidbiries d'office, a reconnu que le projet du 
Conseil federal est meilleur-que !'initiative, qu'il obtient les me- , 
mes resultats en sauvegardant,le systeme liberal dans lequel 
nous vivons, ~t je tiens ä remercier toi·s ceux qui, dans le cadre 
de cette harmonie, ont applaudi au proJet du Conseil federal. 
Pour terminer, je dirai encore un mot a Mme Gor'lseth, qui a 
rappele un falt essential ä mes yeux, dans 'ces moments de 

crise.economique et financiere: Elle a dit qu'il fallait eviter de 
faire tbmber notre systeme d'assurance-maladie dans les 
catastrophes ä l'americalne ou une partie importante de la po- · 
pulation ne jouit d'aucime solidarite et d'aucune assurance, et 
qu'il serait vain de vouloir faire payer les frais de la crise ac• 
tuelle aux plus faiqles et aux plus pauvres. Madame Gonsett:i,. 
je tiens ä vous dire que je partage entierement le voeu que 
vous avez exprime et que la bataille du Conseil federai tauten­
tier sera bien· celle d'eviter le mal que vous avez indique 
comme possible. Je ne pense pas que cela se verifiera parce 
que je crois au sens des responsabilites du Conseil federal, du 
Parlament et, finalement, du pays tout entier. 

· Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acquise de plein droit 
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Mehrheit 
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Für eine gesunde K~ke:nve(sJchwurtQ. 1/qlksiniti~ive 

e, G~än'rlei!itung• der Behandlungsfreiheit im Rahmen der 
V,V.irtsehaft1ichk~ dl!rch Erlass von Tarif-und Abrechm.mgsvor-

Siebente.Sit%.t1fl9:- Se.pti$.m~seance · 

Qcmnarstaa,.12, Mär:z,1892; Voßl'lfttag. 
J,•udlrfi mars 199.2; .matln 

, schritten u.nd die. Möglichkeit d~ E:rl~es verbin<;tlicher Spi-. 
talplanungen, 

QB;QOh 

Vorsitz·- Presidencei Fra_u Me~r Josl 

Q1:.070· 

Für eine gesunde Krank-enve,rsioherung, •. 
Votksmtt~tive . , 
Pour-woesatne assur:ance--matadle„ 

· htltlatlve-populalre 
Botsqhaft und Beschlu$S.entwulfvom 6. Nov.ember 199:f (SBI IV985) 
M~ge et projet d'ar(ete d.u 6 novemQre 1'991 (FF IV ~1) 

Söfes,sQJ!, Berichterstatter: Im Bereich der KraakelilVersichQ-. 
l\lfl9 foJg.ensich die ereigniS$tl wa.Mich Sphlag (lUf &ehlag, In 
der, vergangenen Wintersession haben wir in· e.in(H' bei1;ipiell0r 
sen Hektik ein Sofortprogramm durc.hgepaukt Naqh einem 
harten, teilweise überbordenden Abstimmungskampf t;l&b,en 
Volk. und Stände am 1 e. Februar diE!.Volksinitlative «für eine. fi­
nanz.ieH tragbare Krankenversicherung (KrankenkaS$en~lnitla­
twe}» deutlich abgelehnt Mit diesem En~heid hat das 
Sehweizeivolk nochmals klar ium A1.1sdruck gebracht, Q<;l,SS 
es im ~ich der· Krankenverslcl:len.t1'1Q nicht irgendwelche 
einseitigen, verlührer-i$ohen LÖS.ungen w(mscht, Vielmehl'. ist 

. ausde.m Abinimmungsergebni1;ides 16. Febru8!'$ der Schlutils 
zu ziehen, dass das Volk dem Parlament IWCh nach der Ver•, 
werfUng einef entsprechenden VoFlage im Jahre 1887 llQQl:l­
mals eine. Frist einräumt, um gestützt auf die 60.tscha.f:t des 
Bundes«ttes über· die Revision de, Krank.erwel'8ieherung, cta ... 
tlert vom 6, November 1001, eine F\evisionsvorlage m,1~uar­
belten, die ai eiflBi:' wesentlichen l;ntschärfung der brisanten 
Situation im Gesul'ldheitswesen beiträgt 
Noeh ist kein Monat seit dre.se.r Abstimmung vergangen, unc:!. 
~hon hat u.nser Rat zu eine, weiteren Volksinitiative Stellung 
:w nehmen. Am 't 7. Mäl'Z 1986 wurde die vodieg~ Votksin­
itiati~ mit über 103 000 gültigen UntenJctirlften l;linge(eiQht 
GestO~ auf Artikel 2a dQs Geschäftsverkeorssese~e1;1 haben 
die. eidgenössischen Räte diese Volksinitiative innert eines 
Jahres. seit dQm 16. Fe.bl'l,lar 1892, alsq demAQmlmmungsda-, 
tum, zu behandeln. Ein Zuwarten, bl$ l<larheit darüber t;,eswht, 
welches Schicksal der vom Bundesrat mit. So~Q!'laft vom 
a Novembef 19-91 unterbreiteten Vorlage beschie.defl sein 
wird, Ist aus diesem Grunde nicht möQlioh. 
Die, Volksinitiative «ffir eine ge.suncie Krankenve!'Sioherung» 
b~, den bisherigen Artikel 34bls. cter aunctesvel'fami1.mg 
durch elnä ausführliche Bestimmung iu ers~en, die neben 
der obllgatwlsehen Unfallvel'8iaherung für alle ArQiitnehmer 
folgende Hauptpunkte enthält: 
a. obligatorische Krankenpflegeversicherung für die, gesamte 
Bevölkerung, , . . 
b. obligatorische Krankengeldversicherung für alle Arbeitneh­
mer, 
c. Finanilerung durch Beltrlge der Versklherten ,n~ch Mass­
gabe der wirtschaftUchEm Leistungsfähigkeit, de famo also 
Lohnproiente, sowi~ du,·eh teste Beiträge des Pundes und al­
lenfalls der Kantone, 
d. einen Gesetzesvorbehalt für c;Ue Betelllg1.m9 der Versicher-
ten an den Kosten, und schllessllch ' 
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Ihre Kommission h1:1,t zwei V,ertretem der Initianten Geleg~n~. 
heitg~eben, die lnitiatlv:ezu erJä,Jtem. Aufgrund ihrer,einl~­
lichen Berat1,mg~ beantragt Innen die Kommissionsmei,.rheit, 
(mlt 8 zv.1- Stimmen bei 2 Enth~tµngen), ®m Antrag de~ 
Bundesrates Zl! fQl~n,und die lnitiative.Volk·Und;StänclenzuJ 
VEl!Werfung,zu empfehlen. 
Ihre. Kommission an~kennt. du,rc.t,aµs, dasa Qie Volksinffiative 
verschi~ne,F<>r.~rung~n enthält, die mit dem bundesre,tli~ 
chen Vorschlag zur Elevislon cl.es Krankenversioherung~•­
Z.ell übereinstimmen. ~rwähnt: seien e~a dle Forden.in9' na.Qfl. 
einem OP.ligatorlL1.m. in cler Krankenpflegeversicher1,1ng u.1Jq1 

die damit verbl!ndene verstärkte Solidarität oqer die in Ab­
~tz? von Artikel 34bls enthalt~ Gru.nd~tze der Behan~ 
lungsfreihelt Ul'ld,Wi~cha.ft)ichkeit 
Die Initiativ~ weist Indessen schwerwiegende Mllj.ngel. cll,lf, die, 
ich im folger/lden d~rl~en mö.ch~: 
1. Aµ~ v~1.,1ngsr«:l"ltlicher $Jcht 1~ die lri~El nicht, erfQr-­
derfü,h. Praktlsc)l s41:ntliche in der, Vo.U~;;lnitiative enthattenei:i. 
F-orderungen, liessen. slch a).!f $n. heutigen Artikel ~l?ls Qer 
eundesvertQ.ssung ®S~en. der if'.l weiser Voraussicht ~r 
sich stet$ w.andelnd1m Lebens.umstände offen.1,1ndeinfach for-. 
muliert.w.qrden iEJt · · 
Der lnitiatlvte~ 1$t s~r at,1sfJ:ihrJtch und detailliert Mit Ar-!., 
nahme.- QE»' Initiative wür-d.e eip eig@n~I~ l,.eJt9ilp ZV! Kr@• .. 
kenver~cherupg in die BuOÄesve~ung: aµfgenomr:nen 
1,.eitbllder- pflegen $n· N~ht~I: zu. ~n. dass sie, mlAQ.e­
stens In einzelnen Teilt>er~n. sehr bald Qb8-r.l:lc>I~ slA4 t>er, 
lnh~t der Initiative gehQFt typischerweise al,lf die Ge!ietzes.-
stvte und nicht in die 1;3un®'verfassu1r1g. 1 

. 

2. einen 'der ll<empunkte del' lnitl~e stellt ~e~ellos das, fi• 
nanzler,ungs.sy~Jem dar. Anstelle des hevti981:l· Prämien~~­
stem$ solf zur· t~J~elsQA ~nal')ZJewng d.er· o!;>llgatori~chef:1, 
Krank~pflege'(el'$iQhenJA9. auf ein $y$t~m übergeweohse~ 
werden, Qas. auf Beitri:t~n der \:'erslo~~en. nach M~e­
lhreF wJ~haftllohen Lelstun~hlgkelt: auft>$ut ee1 Erwerb~ 
tätigen wäre das volle, E;iw,erb~inkommen zur ~messlRl9 
des BeltragM m~4 Der ~beitget,er o<;ieF die Art>~t­
geberin hA~ mind~ens die. Hälfte dl~~ ~ltrages zt.1 ~~ 
neh~n. 
Obwohl. der Worttau,: der lnitlat;ve. nlqht a,1,.1sdrüoklich von 
Lohnprozenten sprich~ und: ol>.,ehon c;ill;l VEtrtreter der I~• 
ten durc~l;>licken Hessen, es ~i, ~nfalls a,uch ein andere~ R­
nanzie11,1ngssy:i!tem, beruhend auf der wlrtf)chaftJ.ichen J..ei­
st1.mgsfählgkeit, denkbar, verlE!,119t dltl Initiative im Klart~xt 
doch nichts andEU~ al$ eine: Fina,nzk;lnmg durch Lohnp(Qs­
zente., Ole$ ~e tolgeOQe Auswrnkurigen: · 
Oie Veberl;!lnc;tung mlnd~tens ~ Hälfte des Arb(:lit_neh~ 
~trag~ at,Jt ct@n Ar~itgeb,~ h~ ei~ f;fhöh1,mg der- P{er. 
duktions.k~en zu( F,Qlga .,Je ~ A~ge$1tung der Kostea­
betelligvng der Versl.oherten naQh At>~a~ 1 Z~r 2 B\lvlil~ta­
be b sowie der B.eltragsfe.gelung fQr Nlohtel"4'/~~ und. 
Rentn~r ergäbe '1ich he1,,1te ein Beitrags~tz zwischen ~. 1 Pr~ 
:zent gemä&$ deo Ewechn\Jngen der loitlanten und 3,.4 bis 
~.a Proz.eot ge~ avrmesr~t Die Hälfte davon, also 1.~ b~. 
1,8 ProZQnt, wären vom Ar~eitg~ef zu ~gen. ae1. ei{lercAH'l· 
Lohnsumm,e vc;,n runct g1Q Millililrd('n Fr~~en ~r~be Qi@s ei­
net, 8.etrag zu last@n der A\FbeltgebeF ~isohen a:,. upg 
a,a MIiliarden Fomken. 
Mit einer sohwer9ewichtlg a.uf Lohnprozente abgestützten 
Fina~ewn9 würqe eine gr~ ~I Ver-s!Qherter gQnsijgeF 
fahren als mit dem heutigen Pft\m!en$Yl>tem. Qer gr~~ 
Nachteil einer Teilfinan?Ie1Ung m1' l,.ohnproz.enten liegt lnde~" 
sen darin, et~ die li3Mto~hnko.sten In un(!lerem lande ent­
spr~hene:i ansteigen wercten, Vl;lrbunQen mit !illen Ko~~ 
que~n M c!er l'euewflQ~Qn\ info.JQE! 1-1n1:1eres 1.nd~al,!tq, 
matismU'-
Es drängt ~eh dahef sehr wobl tfü:1 f1c1ge a\Jf, 9b (:)in solc::h~ 
Flnaniierungasyf:item In eine1n HoAhlohnlwi~ wie der Sch~ 
verwirklicht werden sollt~ wenn ~lrelche an(!er~ U\nqer 
di~ Plnan~erungßSYß~em kef:lner,, so br~uohen wir es c!~­
wegen noch nicht z.u übernehmen. 
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Ein weiterer wichtiger Bestartdteil des von der Initiative vorge­
sehenen Finanzierungssystems ist der in Absatz 1 Ziffer 2 
Buchstabe b festgelegte Mindestbeitrag des Bundes von ei- · 
nem Viertel der Ausgaben. In effektiven Zahlen macht dies 
heute etwa 3,3 Milliarden Franken aus. Dle Kantone könnten 
am Bundesbeitrag bE,)teiligt werden. Es ist klar, welches Ziel 
die Initianten mit dieser Bestimmung verfolgen. Durch die 
Festlegung eines Mindestsatzes in der Bundesverfassung sol­
len Sparmanöver des Parlaments ein für allemal ausgeschlos­
sen werden. Der Bundesbeitrag würde unerbittlich mit den Ko­
sten der Krankenpflegeversicherung ansteigen. Die jeweilige 

. Finanzlage des Bundes wäre belanglos. . • 
Der Wechsel vom Prämien- zum Lohnprozentsystem hätte 
aber auch anderweitige gravierende Auswirkungen, insbeson­
dere bei den Krankenkassen. Diese würden ihre heutige Stel- , 
lung verlieren und praktis.ch zu Durchlauf- und Abrechnungs­
stationen degradiert, Eine Konkurrenzsituation zwischen ver­
schiedenen Kassen im Interesse der Kostendämpfung wäre 
ausgeschlossen. Auch verlören die Krankenkassen infolge 
Verlusts ihrer wirtschaftlichen· Selbständigkeit und Autonomie 
jegliches lnter~sse an der Prüfung der Wirtschaftlichkeit ·der 
medizinischen Behandlung. 0 

Das in der Initiative vorgesehene Finanzierungssystem würde 
aber auch zu einer erheblichen Verschiebung der Kompe­
tenzen im Gesundheitswesen führen. Das Schwergewicht· 
würde sich eindeutig auf den Bund verlagern, die Kantone wä­
ren weitgehend nur noch Zahlstellen und Investoren im Bes 
reich des Krankenhauswesens. Alle wichtigen Entscheide 
stünden dem Bund zu. Als Illustration für diese kalte Kompe­
tenzverschiebuhg mag die Formulierung in Absatz 2 dienen. 
Danach wären Kantone unc:! Bund befugt, Tarif- und Abrech~ 
nungsvorschriften zu erlassen. ' 
Auswirkungen ungeahnten Ausmasses hätte die· Annahme 
der Initiative auf die heute regional unterschiedlichen Beitrags­
sätze und Gesundheitskosten. Wir wissen, dass die Kosten 
des Gesundheitswesens je nach Region in der Schweiz erheb-
lich variieren. ' 
Demzufolge sind auch die Prämien der Krankenkassen regio­
nal abgestuft. Theoretisch liesse der lnitiativtext regional unter­
schiedliche Beitragssätze zu. Aber auch die Vertreter der In­
itianten mussten eingestehen, dass regional unterschiedliche 
Lohnprozentansätze politisch kaum akzeptabel wären. In ei­
nem der AHV nachgebildeten f=inanzierungssystem wäre es 
für den Bürger oder die Bürgerin schwerverständlich, weshalb 
in Glarus tiefere Lohnpro~entansätze gelten sollten als etwa in 
Genf. Einheitliche Beitragssätze hätten jedoch zur Folge, dass 
Regionen, die heute tiefe Priimien und moderate Kosten im 
Gesundheitswesen aufweisen, an die hohen Gesundheitsko­
sten anderer Regionen wesentlich beizutragen hätten. Die re­
gionalen Umvertei'lungen namentlich zu Lasten ländlicher Re­
gionen und zugunsten städtischer Gebiete wären enorm. lei­
der fehlen in diesem Bereich bis heute entsprechende Zahlen .. 
Ein weiterer Mangel des mit der Initiative geforderten Finanzie- . 
rungssystems besteht darin, dass es alternative Versiche­
rungsmöglichkeiten, wie etwa ein Bonussystem, von vornher­
ein ausschliesst 
Noch ein Wort zu Absatz 1 Ziffer 3 der Initiative, die eine obliga­
torische Krankengeldversicherung, ebenfalls basierend auf 
Lohnprozenten, vorsieht: Ihre Kommission vertrjtt die Auffas-

. sung, die Krankengeldversicherung solle gemäss · dem Vor­
. schlag des Bundesrates weiterhin freiwillig bleiben -bezie­

hungsweise Bestandteil sozialpartnerschaftlicher Ver~lnba­
rungen sein. Die Gründe, die das Parlament 1981 zur Ableh­
nung entsprechender Obligatorien veranlassten, gelten auch 
heute noch. · 
Abschliessend gestatte ich r:nir noch eine Bemerkung zu ei­
nem zeitlichen Aspekt: Die Kommissionsmehrheit glaubt, mit 
der Revision des Krankenversicherungsgesetzes, wie sie vom 
Bundesrat beantragt Wird, rascher zum Ziel zu gelangen als 
mit der Initiative. Nach ihrer Auffassung könnten damit auch 
derart einschneidende Systemänderungen, wie sie die Initia­
tive verlangt, vermieden werden. ' 

· Voraussetzung dafür, ist allerdings, dass es rasch gelingt, ein 
neues Finanzierungs- und Subventionskonzept zu verwirkli­
chen, und zwar ohne Lohnprozente, ein Konzept, das zu einer 

sozialpolitisch ebenbürtigen Lastenverteilung führt Die Initia­
tive hängt wie ein Damoklesschwert über der Arbeit des Parla­
ments. Sollte es nicht gelingen, einen tauglichen Vorschlag 
zur Revisior des Krankenversicherungsgesetze$ auszuarbei­
ten, wie es im Vorfeld der Abstimmung vom 16. Februar 1992 
von allen Seiten versprochenwurde, dann würden die Chan­
cen der Initiative erheblich steigen. In diesem Sinne ist wohl 
auch die Aussage des Bundesrates auf Seite 27 der Botschaft 
zu verstehen, wonach _er sich gegebenenfalls veranlasst se-. 
hen könnte, seine Haltung zur Initiative neu zu üblj)rdenken. 
Mit anderen Worten: Die Zeichen der Zeit sind unverkennbar; 
wer sie nicht wahrnehmen will, den belehrt das Volk! 
Aus all diesen Gründen, die ich soeben dargelegt habe, bean­
trage ich Ihnen namens der Kommissionsmehrheit, dem Bun­
desrat zu folgen. 

PIiier, Sprecher der Minderheit: Ich habe heute die Ehre, an­
stelle u.nseres Kollegen Onken den Minderheitsantrag zu be­
gründen. Herr Onken kann heute art der Rat~sitzung nicht teil­
nehmen. Insbesondere bitte ich die Kommissionsmitglieder 1 

· um wohlwollende Nachsicht, falls ich in der Kommission Aus-
diskutie.rtes nochmals aufbringe, da ich ja nicht an den Kom-
missionssitzungen teilnehmen könnte. -
Beginnen möchte ich meine Ausführungen mit einem Zitat von 
alt. Bundesrat tschudi aus einem kürzlich erschienenen .Auf­
satz über pie Zukunft unseres Sozialstaates; «Inder Kranken­
ve_rsicherung verursacht das urtgebrochene, ungestüme An­
schwellen der Aufwendungen schwerstes Bedenken. Die Ge­
samtkosten des Gesunoheitswesens nähern sich 20 Milliar­
den Franken im Jahr. Diese Entwicklung belastet die Versi­
cherten niit zu hohen Krankenkassenprämien und die öffentli­
che Hand mit zu grossen Defizitbeiträgen vor allem an die Spi­
täler. Anstrengungen zur effektiven Bremsung des Kostenan­
stiegs sind bisher am Widerstand der interessierten Kreise, der 
Aerzte und der Krankenkassenfunktionäre, sowie an der Pas­
sivität der Versicherten gescheitert Man Wird jedoch nicht das 
21. Jahrhundert abwarten dürfen, um endlich eine Lösung die­
ser Probleme zu finden. Es ist allerdings zuzugeben, dass es 
sfch nicht um spezifisch schweizerische Schwierigkeiten han­
delt Die Fortschritte der medizinischen Wissenschaft und die 
Zunahme der Zahl der Betagten führen in allen Ländern zu 
ähnlichen Erscheinungen; Schon daraus kann abgeleitet wer­
den, dass die Sanierung nicht einfach sein wird Doch beste­
hen zweifellos Möglichkeiten, sowohl ein sozialeres Finanzie­
rungssystem als auch eine Beherrschung der Kosten zu errei­
chen.» So weit alt BundesratTschudl 
zweifellos. haben Bundesrat Cotti und seine Verwaltung 
grosse Arbeit geleistet und \(orschläge erarbeitet, .um dieses 
Problem, das sicher als schwerwiegend eingestuft werden 

· muss, zu lösen. Ihm, der Kommission Schach soWie dem Bun­
desamt für Sozialversicherung sei dafür he~lich gedankt 
Die Revislonsvorschläge des Bundesrates zur Krankenversi­
cherung liegen heute vor und sollten vom Parlament zügig an · 
die Hand genommen werden. Braucht es somit diese Initiative 
noch? Im Gegensatz zur Kommissionsmehrheit meine ich ja 
Es gibt dafützwei Gründe: ~inan politischen und einen materi­
ellen. 
Zum politischen Grund. Die vorliegende Initiative wurde In An­
betracht der grdssen Probleme im Bereich der Krankenversi­
cherung im Jahre 1986 eingereicht Sie beinhaltet eine umfas­
sende soziale Lösung der .Probleme auf der Basis echter Soli­
darität Wir wissen alle, wie oft gute Vorschläge des Bundesra­
tes im Parlament verwässert oder oftmals bis zur Unkenntlich- ', 
keit verunstaltet werden, um dann in einem Referendum -we­
gen zu vieler eingegangener Kompromisse von keiner Seite 
genügend unterstützt- Schiffbruch zu erleiden. 
Die Revisionsvorlag.e des Bundesrates, die in wichtigen Punk­
ten nur unwesentlich von den Forderungen der Initianten ab-. 
weicht, könnte. deshalb das gleiche Schicksal erfahren. Be­
reits wurde entsprechenqe Opposition angemeldet A!le dieje­
nigen, die eine echte Reform wünschen, sollten die vorlie­
gende Initiative schon aus diesem Grunde nicht einfach ableh­
nen. Die Initianten halten nach all den negativen Erfahrungen 
der letzten Jahre und, Jahrzehnte mit gutem Grund - trotz den 
Vorschlägen des Bundesrates- an ihrer Initiative.fest . 
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Zum zweiten Grund für ein Ja Wie der Bundesrat in seiner 
Vorlage will diese Initiative folgende Hauptpunkte regeln: 
klare Trennung zwischen Grundversicherung und ,Zusa1zver­
sicherung; das Versicherungsobligatorium auf Bundesebene; 
eine vermehrte Solidarität bei der_ Beitragsleistung der Ver­
sicherten. 
Im Gegensatz zur Vorlage des Bundesrates verfangt die Initia­
tive auch ein Obligatorium für Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer in der Krankengeldversicherung. Die Initianten erach­
ten die Krankengeldversicherung als äusserst wichtig und 
sind erstaunt, dass sie in der Vorlage des Bundesf~es fehlt, 
dies, obwohl sie immer wieder gefordert und vom E3undesrat" 
früher auch selber vorgeschlagen worden ist In d~r heutigen 
Arbeitswelt erachten wir diese Forderung - insbesondere für 
Frauen im Erwerbsleben, die einer Teilzeitarbeit nachgehen -
als gerechtfertigt und auch als dringlich. 
Nachdem für die Krankenpflegeversicherung ein Obliga­
torium gewünscht wird, ist es unverständlich, weshalb von 
selten des Bundesrates ein fakultatives Versichern vor­
geschlagen wird In diesem Punkte ist die lnitiatlye - materien 
gesehen - klarer und griffiger. 
Der wesentlichste Unterschied zwischen der Vorlag~ des Bun­
desrates und der Initiative liegt nun allerdings bei der Finanzia. 
rung und dem damit verbundenen lnstrumentariurp zur wirk­
samen Kosteneindämmung im Gesundheitswesen .. 
Erlauben Sie mir, dass ich hier noch einmal ein kurzes Zitat 
von alt Bundesrat Tschudi voranstelle. Er schreibt: ~•Die Kran­
kenversicherung ist, abgesehen von der Militärve~lcherung, 
unsere älteste Sozialversicherung. Sie weist entsprechende . 
Mängel auf. Bei langdauemdem Spitalaufenthalt erlöschen 
die Ansprüche an die Krankenkasse. Chronischkranke, die 
besonders auf Krankenpflegeleistungen angewiesen wären, 
werden ausgesteuert» Die Vorlage des Bundesrates, die zur­
zeit vor den eidgenössischen Räten liegt, will diese Lücke 
schllessen. · · · ' 
Obwohl 97 Prozent der Bevölkerung Krankenkassen angehö­
ren, sind noch 200 000 Einwohner nicht versichert Dabei han­
delt es sich weniger um reiche Leute, die die Krankenkosten 
selber bezahlen können; als um arme, vielfach betagte Mitbür­
ger, denen die Aufbringung der Prämien schwerfällt Bei einer 
länger dauernden Erkrankung müssen sie die Armenpflege in 
Anspruch nehmen. 
Unbefriedigender als die Leistungen unserer Krankenversi­
cherung ist deren Finanzierung. In allen Nachbarstaaten 
kennt man Familienversicherungen. Mit der vom Familien­
oberhaupt bezahlten Prämie sind auch Gattin und Kinder ga. 
gen Krankheit versichert Dagegen besteht in der Schweiz 
eine lndMdualversicherung mit Kopfprämien. Dieses extrem 
f'amilienfeindliche System hat zur Folge, dass die Krankenkas­
senprämien sich derart summieren, dass die einkommens­
schwächeren Familien sie kaum mehr aufbringen können. 
Femer müssen in diesem System die Frauen i;im 1 o Prozent 
höhere Prämien als die Männer entrichten. Herr alt Bundesrat 
Tschudi spricht von einem extrem famlllenfeindllchen System. 
Der Bundesrat will In seinem Vorschlag grundsätzlich an der 
Individualprämie, also an diesem extrem famillenfeindllchen 
System, festhalten, zusätzlich aber Beiträge des Bundes für 
die Verbilligung von Prämien von Versicherten In bescheide­
nen wirtschaftlichen Verhältnissen vorsehen. Es soll also im 
Grundsatz am heutigen System festgehalten werden. Mit ei­
nem kassenübergreifenden Ausgleichsmechanismus möchte 
der Bundesrat eine Solidarität zwischen jung und alt sowie 
zwischen Mann und Frau bewerkstelligen. Es ist wohl kaum 
daran zu zweifeln, dass ein grosser administrativer Aufwand 
mit entsprechender Kostenfolge unausweichlich wäre. Es soll 
femereine Belastungsgrenze in bezug auf das steuerbare Ein­
kommen festgelegt werden. Voraussichtlich für 60 Prozent der 
Bevölkerung würde diese realistischerweise wohl doch über­
schritten, wenn man am Ziel tragbarer Prämien festhalten will. 
Dies geschieht, weil man das Pro-Kopf-Prämiensystem auf­
rechterhalten will. Betroffen wären vor allem auch unsere Fa­
milien, die wir dringlich entlasten-SOiiten, wenn wirfamllienpo­
lltlsch etwas in Bewegung bringen wollen. 
Die Initianten wollen klar eine Systemänderung.· Die Beiträge 
der Versicherten sind nach Massgabe ihrer wirtschaftlichen 

Leistungsfähigkeit zu bemessen. Bei Erwerbstätigen wird das 
Einkommen zur Bemessung herangezogen, wobei die Arbeit­
geber die Hälfte übernehmen müssen. Das wollen die Initian­
ten. Sie wollen einen Systemwechsel. Neu und echt familien­
freundMch: Kinder zahlen keine Beiträge. 
Die Initiative lässt offen, wie dies zu bewerkstelligen ist Als 
mögliche Variante können,'wie bei der AHV,Lohnprozente ein­
geführt werden Es besteht sicher kein Zweifel, dass diese Lö­
sung sauber, klar, einfach und sozial ist ~die Krankenkas­
sen dabei etwas an Autonomie einbüssen, wird in Kauf ga. 
nommen und muss an sich nicht negativ sein Vieles kann ver­
einfacht werden, insbesondere in der Verwaltung dieser Kas~ 
sen. Die Kassen selber bleiben aber als Anlaufstellen der Ver­
sicherten bestehen. Erlauben Sie mir, auf die Argumente der 
Gegner etwas einzugehen. 
Wir wissen alle, dass unser Sozialstaat auf einer gesunden 
Wirtschaft basiert Wir haben diese Woche den Aussenwirt­
schaftsbericht diskutiert Auch die Kosten im Gesundheitswa. 
sen werden über die Produktivität bezahlt und von der Wirt­
schaft erwirtschaftet Herr Rüesch hat bei der Beratung des 
Aussenwirtschaftsberichtes gesagt, dass jeder zweite Fran­
ken über den Export verdient wird. Jeder Verdienst über den 
Export heisst: Das Geld muss erarbeitet werden, erarbeitet 
werden von den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern unsa. 
rer Wirtschaft, die auch Versicherte sind Der Lohn, den sie da­
für erhalten, ist ja nicht .nur die Barauszahlung, sondern bein­
haltet auch die Sozialleistungen, die damit verbunden sind 
Unsere Gewerkschaften sind vernünftig und moderat genug, 
das haben sie seit langem bewiesen, und sie sind ebenso 
stark oder noch stärker als die Wirtschaftsführer an einer ge­
sunden Wirtschaft interessiert Was letztlich bezahlt wird, das 
sind die hohen Kosten im Gesundheitswesen, und die müs­
sen erwirtschaftet werden. 
Was die lf1itlative will, ist eine Umverteilung. Es ist ganz klar, 
Herr Schiesser, diese Initiative will eine Umverteilung: Wer 
mehr verdient; soll 1mehr bezahlen. So oder so müssen diese 
Gelder, die wir für das Gesundheitswesen einsetzen, erwirt­
schaftet werden, und dazu sind die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer In unserem Staate sehr wohl bereit Nicht mehr 
bereit sind sie aber, am Ende des Monats einen so hohen An­
teil ihres knappen Lohnes-gemessen an den Lebenskosten­
den Krankenkassen zu überweisen. Insbesondere die Fami­
lien mit bescheidenen Einkommen und die Rentner sind dazu 
kaum mehr In der Lage. 
Herr Kündig hat bei den Ausführungen zum Aussenwirt- , 
schaftsbericht vor neuen Lohnprozentforderungen gewarnt 
Ich nehme die kompetenten Voten von Herrn Kündig immer 
sehr emst Aber hier geht es um eine finanzielle Belastung, die 
In unserem Staate vorhanden ist und die getragen werden 
muss, so oder so, wir können uns nicht davor drücken. Vertei-
len wir diese Last gerecht und sozial, wie bei der AHVI Die Wirt­
schaft wird dabei nicht stärker belastet Wenn wir schllessllch 
den Bund, die Kantone und die Gemeinden zur Kasse bitten, 
also die öffentliche Hand, so müssen auch diese Ausgaben für 
die Sozialfürsorge erwirtschaftet werden, und wenn dies nicht 
über Lohnprozente möglich ist, dann über Steuergelder, die 
letztlich auch wieder von der Wirtschaft indlrekt erbracht wer­
den müssen. 
Was mich persönlich sehr beunruhigt, Ist folgendes: Wir ha­
ben nach·dem zweiten Weltkrieg, In einer schwierigen Zeit für 
unser Land, In echter Sofldarität die AHV geschaffen, ein Sozi· 
alwerk, das wir nicht mehr missen möchten und worauf wir 
auch nicht mehr verzichten könnten. Aber mit der heutigen 
EinsteHung zu diesem Begriff der Solidarität, behaupte loh, 
würde die AHV-Vorlage heute Im Parlament scheitem Früher 
sprach man fast liebevoll von Solidarität in diesem Staate, und 
heute spricht man von «ungesunder Umverteilung». ' 
Wir haben letztes Jahr 700 Jahre Eidgenossenschaft gefeiert 
Damals wurden vom Büro Solari wunderbare Prospekte ge­
druckt, und es wurde gesagt, dass einer der Grundpfeiler, auf 
dem unsere Eidgenossenschaft ruhe und dank welchem sie 
prosperiere, die Solidarität sei Nehmen wir das doch ernst! 
Solidarität darf nie ein AeizwQrt sein und darf nie einfach abge­
tan werden l'l'llt «ungesunder Umverteilung», wenn wir ernst­
haft wollen, dass eben der Arme vom Reichen einen Beitrag 
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erhält, wie das bei der AHV der Fall.ist Diese Umverteilung, die 
. wir eben früher echte Solidarität nannten, sollte auch heute · 
wieder Solidarität genannt werden und nicht «ungesunde Um­
verteilung»; wie man das im Protokoll nachlesen kann. , 

, Solidarität zwischen Armen und Reichen, zwischen Jungen 
und Alten, zwischen Mann und Frau, das ist ein Pfeiler unserer 
Eidgenossenschaft; und das sollten wir nie vergessen. 
Ein letztes Wort zur Kosteneindämmung: Wohl das wirksam­
ste Mittel, auch -unserer Wirtschaft zu helfen, ist, Massnah­
men zu ergreifen, die Kosten eindämmen. Wir sagten bei der 

· Beratung des Aussenwirtschaftsberichtes: Wir haben die 
Aussenwirtschaft, -und wir haben die Binnenwirtschaft, wir 
müssen die Kartelle abbauen; wir müssen unproduktive Ko­
sten reduzieren. Hier braucht es mutige Schritte. Packen wir 
doch einmal, unvoreingenorrymen, die Spitaltarife, die'Aerzt~ 
honorare, die Zahnarztkosten, .. die Medikamentenpreise anl 
Unsere Aussenwirtschaft hat .sich immer der internationalen -
Konkurrehz stellen müssen. Ein Industriearbeiter, der arbei­
tet, arbeitet voll in Konku.rrenz·zum ausländischen Industrie­
arbeiter. Unsere Industrieprodukte, die im Ausland verka\,lft 

- werden, mü~n konkurrenzfähig hergestellt werden, ohne 
Staatskrücken. , . - · 
Ich sehe nicht ein, warum unsere MedikamE;inte dreimal mehr 
kosten müss~m als im Ausland. Das wird immer wieder mit ich 
weiss nicht was allem begründet· Der Industriearbeiter, die In­
dustrie, die Exportwirtschaft können das nicht von sich aus än­
dern.' Hier müssen wir endlich anpac~en und den Mut haben, 
diese Absprachen dieser Kartelle zu bre9hen, um auch im Ge­
sundheitswesen einen echten .Markt einzuführen. Dann kön­
nen wir echt Kosten senken. Hier:-- ich sage es noch einmal -
braucht es auch von politischer Seite Mut. · 
Zu den Krankenkassen: Ich habe kürzlich von einer grosser 
schweizerischen Krankenkasse vertraulich - ich betone das: 
vertraulich - die Abrechnungen erhalten. Aber eine Zahl darf 
ich hier nennen: Zwischen 8 Lind 9 Prozent der Prämien wur­
den für die Verwaltungskosten aufgewendet Das ist ein!:) Prä­
mie pro Jahr, di\:) draufgeht für Verwaltungskosten. Dann sa­
gen wir hier: Wir wollen keinen Systemwechsel, wir wollen die-
ses System aufrechterhalten. . 
Wenn· wir in diesem Bereiche nun• wirklich etwas einsparen · 
können, indem wir diesen Krankenkassen auch mal auf die 
Finger schauen, dann tun wir das dochl Wir kritisieren die hcF 
hen Aerztetarife zu Recht, aber vielleicht müssen wir auch ein­
mal eile hohen Kosten für die Direktoren dieser verschieden­
'sten Kassen und Kässeli kritisieren, denn diese zahlen auch 
wir Versicherten, und sie sind auch ein Bestandteil unserer Ge­
sundheitskosten. Ich bin der Meinung, dass in diesem Berei­
che der Kostendämmung mutige Schritte nötig sind. Dazu lie­
fert uns natürlich die Initiative auch ~in gutes Instrument Wenn 
Bund und Kantone verpflichtet werden, ihren Anteil abzulie­
fern, dann werden bei den Budgetberatungen, besonders 
wenn die Finanzen knapp sind, auch mutigere Massnahmen · 
ergriffen, um diese Kosten zu senken, als dies heute der Fall 
ist · 
Ich bitte Sie - ich weiss zwar, dass es ein hoffnungsloses Un-· 
terfangen ist, hier für diese Initiative für eine Mehrheit zu wer­
ben -, den Text der Initiative, so wie er vorliegt, noch einmal 
anzuschauen: Sie werden sehen, dass der Inhalt nicht so, 
schlecht ist · 

- Ich bitte Sie, schauen Sie sie an, und Sie werden sehen, dass 
sie im Moment wahrscheinlich die beste Lösung bietet, um 
eine griffige Gesundheitspolitik aufzubauen, basierend auf 
echter Solidarität_ Solidarität is~ ein Wort, das nicht h!3runterge­
wirtschaftet werden darf und nie ersetzt werden darf durch den 
Begriff der, «ungesunden Umverteilung». · 

H.uber: Es gibt drei gute Gründe, sich mit dem Dauerbrenner 
Krankenversicherung jetzt schon wieder zu befassen. 
Der e~e ist die Initiative, die Herr Kollege Piller als-Stellvertre-. 
tervon Herrn Onken· mit ausserordentlichem Engagement ver-
treten hat · · , 
Der zweite Grund ist der Artikel 28 des Geschäftsverkehrsge­
setzes, der besagt, dass Initiativen innerhalb eines Jahres be­
handelt werden müssen. 

Der dritte Grund ist schliesslict:i unsere verehrte Frau Präsiden­
tin, die gegenwärtig tnit Krücken bewehrt und mit eingebunde­
nem Fuss als Leistungsbezügerin der Krankenversicherung 
durch die lande geht . · . 
Bei der Auseinandersetzung mit der vorliegenden Volksinitia­
tive «für ein EI _gesunde Krankenversicherung» der Sozialdemo­
kraten -und des Gewerkschaftsbundes ist erneut klargewor­
den, dass es im Gesundheitswe~en - dieses Gesundheitswe­
sen ist eben der zentrale Gesichtspunkt, nicht nur die Kran­
kenversicherung - klare ~onstanten neben einigen Dingen: 
gibt, die in Bewegung sind. · · 
Wichtigste Konstante ill) Gesundheitswesen ist der Mensch • 
mit Krankheit, Schmerz, Angst und Tod. Das wird keine Kran­
kenversicherung beseitigen .. Da sind Strukturen, die im we­
sentlichen - die Technik ausgenommen - heilend, pflegend, 
schmerzlindernd mit Menschen umgehen. Diese Strukturf;ln 
des Gesundheitswesens als Gan:z;es- und das muss ich in An­
betracht der Schelte meines Vorredners am System trotz alt- . 
bundesrätlichen Zitaten hervorheben.,;, sind aufgrund ihrer ho-

. hen Qualität unbestritten, sie sind sozial allgemein zugänglich 
aufgrund der Ordnung, wie wir sie in diesem Land haben, bür­
gernah, föderativ, dezentral ausgestaltet und partnerschaft­
lich, weil getragen einerseits durch privatwirtschaftliche Struk­
turen und andererseits durch'die öffentliche Hand. 
Dann gibt es Dinge, die sich in einer spezifischen Dynamik be­
finden. Sie beziehen sich auf die Morbidität und die Mortalität · 
Da sind die Chronischkranken, die Erscheinungen wie Dro­
gen und Aids als neue Krankheitsbilder,· die uns ~erausfor­
dem, auch die Krankenversicherung oder das Gesundheits­
wesen als Ganzes. Da Ist eine Kostenentwicklung; von der die 
Rede war. Wenn Herr alt Bundesrat Tschudi in seinem Bei-

. trag- di~se Beiträge sind immer lesenswert, weil sie von Kom­
~tenz zeugea :-von einem«Beherrschen der Kosten» spricht, 

· so kann er nur meinen, dass die Sch!;)re, die sich zwischen 
dem Einkommen und den Ausgaben für das Gesundheitswe­
sen übermässig geöffnet hat, nicht weiter auseinanderdriften 
darf, sondern dass sie sachte-in eine, vernünftige Relation zu­
rückgeführt werden muss. 
Bei Mitbürgerinnen und Mitbürgern werden Illusionen ge­
weckt, wenn man sagti man könne die Kostenentwicklung 
stoppen, aufhalten, eliminieren. Man kann sie hemmen, brem­
sen, und das muss man wollen. Denn wenn man Dinge will, 

· die nicht machbar sind; erreicht man In der Politik In der Regel 
nichts oder das Gegenteil von dem, was man gewollt hat 
Verehrter Herr Kollege Piller, die weitere Dynamik ist natürlich 
'im· Spitalbereich anzutreffen; das haben Sie zutreffend be­
merkt Der Personalbereich - die Initianten aus der Sozialde­
mokratischen Partei und dem Gewerkschaftsbund veranstal­
ten ja zurzeit in Genf Demonstrationen, auch mit dem Spital­
personal - ist eine Kostenkomponente von 70 b,is 80 Prozent 
in der Entwicklung. der Personalkosten. Es scheint mir schon 
sehr .seltsam, wenn man das eine tut und das andere nicht 
lässt, nämlich einerseits nach Kostendämrriung rufen und an­
dererseits auf die Strasse gehen und demonstrieren, um die 
Unzufriedenheit zum Ausdruck zu bringen; schliesslich ist es 
dar,n das System dE1r Krankenversicherung, das als unzuläng-
lich .angesehen wird. . 
Ich teile sehr viele Bemerkungen, die vom Sprecher der Min­
derheit gemacht werden. Ich darf ihm aber auch in Erinnerung 
· rufen, dass wir in diesem Saal - zum Teil von der Oeffentlich-
-keit heftig gescholten - mit Dringlichkeitsrecht gearbeitet ha~ 
ben. Wir haben mit diei,em Dringlichkeitsrecht die Koster:ient­
wicklung in der Krankenversicherungsadministration einge­
dämmt und gestoppt, und wir haben damit etwas zum Stehen 
gebracht, von dem man urigem spricht, das aper in Realität 
vie,le von uns eben doch sehr gestört hat 
Die Initiative ißt auch aus dem heraus zu beurteilen, was sieh 
am 16. Februar 1992 mit der klaren Ablehnung der Kranken­
kassen-Initiative ereignet hat Die Kassen haben zur Kenntnis 
nehmen müssen, dass die Versicherungsdichte und die hohe 

· Zahl der Unterzeichner keine Garantie für den Erfolg an der · 
Urne sind. Die Erfo~chung der Gründe für die klare und für · 

1 

mich überraschend deutliche Ablehnung - ich weiss das - ist 
noch nicht abgeschlossen. Aber einige Grundzüge, die für die 
. Beurteilung der Initiative brauchbar sind, sind erkennbar. Da ' 
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meine ich, steht die von Ihnen, Herr Piller, zu Recht nicht ver- sehen Bund und Kantonen. Was tun diese Kantone heute? 
. har:mloste Umverteilung im Zentrum, Meiner Meinung nach Diese Kantone regeln heute den gesundheitspolizeilichen 
will der Bürger ein System, das nicht weiter hemmungslos um- Sektor. Sie sind Organisatoren und Träger des öffentlichen 
verteilt Denn es ist nicht so, wie dargelegt wurde, dass die Gesundheitswesens, und sie sind insbesondere beachtliche 
Umverteilung im Gesundheitswesen nicht stattfindet Sie fin- Finanzierer, deren Leistungen in praktisch jeder Statistik 
det selbstverständlich im steuerfinanzierten Teil dieses Sy- falsch bewertet, unterbewertet werden, da der ganze Bereich 
stems in ausserordentlicher Art und Weise statt, aber zwei-, der Investitionen, den die Kantone voll tätigen, nicht berück-
dreimal innerhalb eines Systems umzuverteilen, ist wohl das, sichtigt wird. Die Kantone finanzieren Investitionen, Betriebs-
an dem man sich stösst ' defizite, Prämienreduktionen, sie helfen bei der Spitex und ha-
Hinzu kommt die Aufrechterhaltung der politischen Primärver- ben sich in der Prävention engagiert. Neben dem Bildungswe-
antwortung im föderativen System, der Zuständigkeit der Kan- sen ist das Gesundheitswesen heute die zweitgrösste Position 
tone. Der Bürger will keine Bundeslösung, die die Kompe- in praktisch allen Staatsrechnungen unserer Kantone, und es 
tanzen der Kantone weitgehend beschneidet , hat keinen Sinn, daran etwas zu ändern. Die Bevölkerung ist 
Der Bürger hat sich aber auch-so glaube ich-für eine klare .nicht gewillt, dezentrale Gesundheitsstrukturen zu verändern; 
weitere Partnerschaft mit den Krankenkassen ausgespro- sie will auch eine dezentrale Chronischkrankenversorgung, 
chen. Die Entscheidung vom 1a Februar 1992 beurteile ich die im Gesundheitswesen immer mehr an Bedeutung ge-
nicht als ein Nein ium System der Krankenkassen, sondern wlnnt Ich möchte behaupten, dass eine Lösung mit dem 
ich beurteile sie als ein Nein zu einer Initiative der. Krankenkas- Hauptträger Bund ein weniger effektives System erbringt An-
sen, und dazu ist ein klarer Punkt gemacht worden. dererseits - ich gestehe das offen - bin ich seit langem ein Ver-
Und schtiesstlch ist dieser 16. Februar Ausdruck einer klaren fechter einer besseren Koordination und Zusamme.narbeit der 
Entwicklung in Richtung Totalrevision, die im Bereic,h der Lei- Kantone untereinander. Denn da liegt meines Erachtens der 
stungen, der Bekämpfung der Entsolidarisierung und der Ak- Schritt, der getan werden muss, und nicht in einer klaren Ver-
zentsetzung Kostendämmung Neues bringt und Neues brinr schiebung der Gewichte in Richtung Bund. , 
gen muss. Bevor wir aber zu dieser Totalrevision kommen DasfünftestörendeElementistdieFunktionderKassenindie-
können, müssen wir zu dieser Initiative ein klares Nein sagen, sem gesamten System. Die Totalrevision will die Kassen in ih-
denn das,· was die Initiative bringt, und das, was die Totalrevi- rer Funktion belassen, mit ihnen mehr Wettbewerb unter glei-
sion bringt, verhalten sich zueinan<;ier in etwa wie FeUer und chen Voraussetzungen, aber ohne Billigkassen, durchführen. 
Wasser; Das ist miteinander nicht kompatibel und schliesst Die Initiative bringt eine Abwertung der Kassen, eine Schwä-
sich gegenseitig aus. • chung des Wettbewerbes, sie bringt weniger Markt, sie bringt 
Diese Initiative bringt ein neues Finanzierungssystem mit aus- mehr zentrale Administration. 
gesprochener Umverteilung. Sie bringt eine :zentralistische Schliesslich meine ich, dass Absatz 2 des vorgeschlagenen 
Lösung zu Lasten der Kantone, sie höhlt die gewachsenen VerfassungsartikelsinderBotschaftverharmlostwirdunddass 
Strukturen der Krankenkassen aus und macht aus ihnen Voll- hier und jetzt auf die Problematik dieses Teils der Initiative hin-
zugs- und Verteilungsmechanismen, und sie bringt nicht nur gewiesen werden muss. Es handelt sich um den letzten Absatz 
ein Obligatorium, sondern gerade deren zwei. · der Initiative, der mit dem Satz beginnt: «Die Behandlungs~i-
Wenn man das im Detail ansieht, so bemerkt man folgendes: heit ist im Rahmen der Wirtschaftlichkeit gewährleistet» 
Die Krankenkassen-Initiative - der Kommissionsreferent hat Wenn man das zu Ende denkt, so heisst das, dass das Ge-
das deutlich herausgestrichen-beinhaltete eine Kombination sundheitswesen als Kriterium die Wirtschaftlichkeit und nur 
von Generalklausel und Programm. Diese Initiative bringt ein die Wirtschaftlichkeit hat Das ist in meinen Augen eine Dena-
auf die Zeit bezogenes Programm und eine Beseitigung der turierung der Zwecke Heilung und Pflege und letztlich nach 
Generalklausel in der Verfassung. Sie muss das selbstver- meinem Verständnis inhuman und mit dem pflegerischen und 
ständlich tun, weil sie den Gesetzgeber anbinden will und weil medizinischen Ethos nicht vereinbar. Wollen Sie, w~il es nicht 

· sie die heute verfassungsrechtlich garantierte Mitwirkung der mehr rentiert, dem 70jährigen keinen Herzschrittmacher ver-
Krankenkassen faktisch beseitigt passen? Wollen Sie der B0jährigen Frau, die den Obersehen-

- Ich meine daher, dass das die erste Sünde ist: dass diese Ge- kelhals bricht-wenn sie operiert wird, würde sie ihre Beweg-
neralklausel, die dem Gesetzgeber über die Zeit hinweg den lichkeit wieder erlangen - nicht mehr helfen, weil es mit Blick 
Entwicklungen angemessen .und angepasst Reaktionsfähig- auf ihre theoretische Lebensdauer unwirtschaftlich ist? 
keit verleiht, in der Verfassung entfallen und durch ein Pro- Ich glaube, dass eine solche Norm - die auf der Stufe des Ge-
gramm ersetzt wird, das meines Erachtens dann mit der Zeit setzes gegenwärtig auch vorhanden ist, jedoch nicht Verfas-
auch einmal überholt ist sungsrang hat-, vielleiöht nicht in der Anwendung im System, 
Die zweite Sünde sind die beiden Obligatorien: die Kranken- aber vielleicht in den Händen von Richtern iu Konsequenzen 
pflege einerseits und das Taggeld bis zu 80 Prozent des Loh- führt, die heute nichtüberschaubar sind. Davon scheint mir als 
nes, obligatorisch lohnfinanzlert, hälftig von Arbeitnehmer und im Gesundheitswesen Engagiertem eine gewisse Bedrohung 
Arbeitgeber getragen. Zur Bekämpfung der Entsolldarisie- auszugehen. 
rung enthält auch die Totalrevisionsvorlage das Obligatorium Die politische Wertung ist daher eindeutig. Es gibt verschie-
be! der Krankenpflegeversicherung. Ich unterstütze das, ich dene Gesichtspunkte, die dafür sprechen, dass wir diese In-
halte das für richtg. Wieso, stelltsich jetzt die Frage, negiert itlative, die nicht in die Landschaft passt, bei der die Wettbe-
man das Obligatorium beim Taggeld? Ich würde sagen, aus werbsfähigkeit des Systems nlcht verbessert wird, ablehnen. 
Respekt vor der Sozialpartnerschaft, dem hohen Versiehe- Die zusätzlichen Bundeskompetenzen sind falsch und schäd-
rungsbestand und der Deregulierung, die bei diesen beiden lieh. Ein Abbau der Eigenverantwortung, die heute im Gesund-
Sachverhalten durchaus ihren Standort haben darf. heitswesen grossgeschrieben werden muss, wäre die Folge. 
Das dritte störende Element dieser Initiative ist das Flnanzie- Die Initiative ist andererseits nicht iu unterschätzen Sie ist fä-

. rungsmodell, das der AHV nachgebaut ist Es wird gar nicht hig, die Totalrevision durch ihre Existenz iu beeinflussen Wer 
bestritten, dass dieses Finanzierungsmodell aufgrund der Ein- die Initiative nicht will, der wird bereit sein müssen, bei der ln-
fachheit im Vollzug Vorzüge hat Aber diese Einfachheit macht teressenwahrung Kompromisse im Bereich der Legiferierung, 
es eben in sich wieder ungerecht Eine soziale und regional die vor uns steht, einzugehen Das ist letztlich der zweite 
unbeschränkte Umverteilung halte ich für falsch. Ebenso halte Punkt, den wir unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern heute 
ich einen Zufluss von Mitteln ohne Grenzen von den Sozial- morgen sagen müssen Wir müssen ihnen nicht nur sagen, wir 
partnern, vom Bund und den Kantonen als für dieses System wollen die Initiative nicht, sondern auch, dass wir darangehen, 
nicht heilsam, sondern für dieses System schlecht Die Total- die Totalrevision rasch und konsequent zu beraten Ihre Kom-
revision bringt die individuelle Verantwortlichkeit, die soziale mission will das in den kommenden Monaten mit einem erheb-
HIife durch gezielte Subjekthilfe, und sie soll Kost~ndämmung liehen Arbeitsaufwand und mit hoher zeitlicher Dringlichkeit 
bringen ohne Qualitätsverlust tun. 
Das vierte Element, das mich an dieser Initiative stört. ist der Das darf diesen Rat um so mehr bewegen, zur Initiative nein zu 
völlige Umsturz im Verhältnis ~er Verantwortlichkeiten zwi- sagen 
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Schüle: Wir stehen In der Pflicht gegenüber dein Schweizer- Hindernisse stossen, so könnte sich der Bundesrat gegebe-
volk, das Er:wartungen hat, dass wir die Krankenversicherung nenfalls veranlasst sehen, seine Haltung zur Initiative neu zu 
wieder für alle tragbar machen. Wir stehen in der Pfliqht gegen- überdenken .. » . • . . . . · 

über dieser· Initiative selbst, die uns einen Entscheid abver- Unser Auftrag ist es, die Krankenversicherung auf ei.ne neue 
langt 

1 

· Grundlage zu stellen, sie für alle Versicherten wieder tragbar 
In zweierlei Hinsicht sind am 1 a Februar - mit Blick auf diese zu machen. Wir müssen uns auf das/Ziel konzentrieren, die 
Initiative - Vorentscheide gefallen. Die Stimmbürger; und das Kosten unseres Gesundheitswesens in den Griff zu bekom-
heisst in diesem Fall die Mitglieder der Krankenkassen, haben men. Dabei darf es keine Tabus geben. Ich nenne, keines-
ihren Kassen gegenüber ein klares Misstrauensvotum abge- wegs abschliessend, drei kritische Bereiche, die wir unvorein-
geben, Ich möchte Herrn Huber sagen: Es war nicht nur ein genommen angehen müssen, selbst wenn sie den Rahman 
Votum gegen die Initiative, es war auch ein Misstrauensvotum . der bundesr'ätlichen RevlSionsvorlage sprengen: 
gegenüber der Politik der Krankenkassen. · 1. Die Aerztedlchte darf riicht weiter zunehmen, weil sie eine 
Weiter ist festzustellen,. dass die Urheber dieser zweiten lnitia- wesentliche Ursache der Kostenexplosion ist Selbst ein Nu-
tive aus dem Kreise der Gewerkschaften und der Sozialdemo- merus clausus für Mediziner darf kein Tabu sein. Allenfalls soll-
kratischen Partei der Schweiz durch die l)nterstützung der ten wir die Jungmediziner in Zukunft für einige Zeit in der Ent-
KrankenkassE;in-lnitiative ihre eigene Initiative vorsorglich auf- wicklungshllfe · verpflichten, in Regionen also, wo die Man-
gegeben haben. Sie selbst haben damit den Stellenw!;lrt ihrer sehen leiden und wo grosser Aerztemangel herrscht 
Initiative bewusst oder unbewusst stark relativiert. ·2. Wir müssen uns mit den Grenzen der Medizin auseinander-
In der Kommission wurde gesagt - Herr Huber hat es vorhin setzen. Nicht alles, was medizinisch machbar ist, hat Sinn, ist 
angetönt_-, diese lnltia~ive solle ein Druckmittel sein, solle als : menschlich und auch ethisch begründbar. Hier werden die 
Druckmittel wirken. Ich kann diese Meinung nicht teilen. Ich . Aerzte, at;>er auch die·Spitäler geforder;J sein. 

· frage mich: Als Druckmittel wofür? Als Druckmittel gegen 3. Wir müssen generell die Spltalintensität unseres Gesund-
wen? Ich frage mich dies, gerade weil dle Initianten selbst auf heitswesens abbauen, und 'ZY/8.r durch die regionale und inter-
den entgleisten Zug der Krankenkassen-Initiative aufgesprun• kantonale Zusammenarbeit, durch den Ausbau der spitalex-
gen sind. , ·. tarnen Pflege und durch die Förderung der privaten Pflege, vor 
Sollte sie ein Druckmittel im Bereiche der ungelösten Finanzie0 allem auch im Bereiche der Geriatrie. · 
rungsfrage sein? Die Initiative will die Krankenversicherung . Nur wenn das Ziel einer wirksamen Kostendämpfung gewährs 
mittels Lohnprozenten finanzieren, und damit liegt sie in der leistet ist, kann das Obligatorium in der Krankenpflegeversi-
politischen und ganz besonders in der wirtschaftlichen Land- cherung ohne Bedenken eingeführt werden. Man erwartet von 
schaft eindeutig schief. Die Initiative fordert unbegrenzte Lohn- uns also nicht T aRtik, sondern Mut zu echten Lösungen. l;chte 
prozente. Herr Piller hat es offen gesagt: Die Initiative will ,eine Lösungen -das Ist für mich keine Frage-sind in diesem Land 
Umverteilung.- Das ginge vor allem auch zu Lasten der Selb- auch mehrheitsfähig. Das wissen im Grunde genommen auch 
ständigerwerbenden. Die Initiative will eine doppelte Progres- die vielen, vielleicht allzu vielen im Gesundheitswesen enga-
sion, weil eben auch die Kostenbeteiligung nochmals in der gierten, an der Kostenexplosion mitbeteiligten 1.nteressen-
Form zusätzlicher Lohnprozente erhoben würde. Die Initiative gruppen. · ' 
fordert indexierte Bundesmittel von anfänglich 3,3 Milliarden · Kostendämpfung häisst die Devise. Empfehlen wir darum aus 
Franken. Wollen wir etwa diesem Druck nachgeben? Die lnltia- Ueberzeugung dem Schw~izervolk die Verwerfung dieser zur 
tive will dem Bund die Kompetenz geben; die Kantone mit ei- Zielerreichung ungeeigneten Initiative! 
nem nicht begrenzten Anteil dieses Betrages zu belasten. Wol-
len wir in diesem neuen Schwarzpeterspiel ·zwischen Bund Frau Slmmen: Die Initiative für eine gesunde Krankenversi-
und Kantonen mitmachen? · · · · pherung enthält verschiedene Punkte, die ihr mit der bundes-
Soll die Initiative ein Druckmittel zur wirksamen Kostendärnp- rätlichen Vorlage zu einer Totalrevision de~ Krankenversiche-
fung sein? Gerade in diesem Punkt ist die Initiative wenig kon- rungsgesetzes gemeinsam sind: das Obligatorium für die 
kret Ausgerechnet dort, wo sie die heutige Verfassungsgrund: . · Krankenpflegeversicherung, den Wegfall der zeitlichen Be-
lage effektiv ausweitet, auf dem Gebiete der Spitalplanung grenzung, den Einschluss der spitalextemen Dienste und an-
nämlich, ist sie offen formuliert, bleibt sie unklar in der Frage deres. ' · _ · · _ 
der Aufgabenteilung zwlscflen Bund und-Kantonen, verwischt Ich möchte mich auf einen Punkt beschränken, der in der 
sie also'die heute klaren Verantwortlichkeiten der Kantone in VolksinitiativeanderslautetalsinderVorlagezurTotalrevision, 
diesem Bereich. _ nämlich die Finanzierung. Was ih der Initiative als Beiträge 
Ob die Initianten es wahrhaben wollen oder nicht: .Die Initiative nach der wirtschaftlichen _LElistungsfähigkeit bezeichnet wird, 
führt zur Einheitsprämie, und diese wirkt mit Bestimmtheit wird sich in der-Praxis nicht anders als auf.der Grundlage von 
nicht kostendämpfend. Regionale Abstufunge,n werden kaum 'Lohnprozenten ausgestalten lassen: Das wirkt einleuchtend -
praktikabel und .mit Sicherheit auch nicht gerecht sein. Die In- und sozial, und wir kennen dieses Verfahren ja auch von ande-
itiative hat keinen Platz für Gesundheitskassen oder für Bonus- ran.Sozialwerken, wie z. B. der AHV oder IV. 
modelle, auch das ist .ein schwerwiegender Mangel. DIE! Initianten bemerken richtigerweise, dass unsere Nachbar-
Die lnitfative wäre damit höchstens ein Druckmittel in Richtung staaten dieses Systam kennen und damit ihre Erfahrungen ge-
zentralistischer Bundeslösung, in Richtung Verstaatlichung sammelt haben. Ein System bereits haben und jahrelang mit 
der Krankenversicherung. Soll das etwa unsere Zielsetzung ihm arbeiten oder ein System neu einführen, das sind aller-
sein?• , · · dings ;zwei Paar Schuhe. Ich muss Ihnen sagen, dass für einen 
Wir haben allen Grund, zu dieser Initiative auf Distanz :z;u ,ge- Systemwechsel der heutige Zeitpunkt oenkbar schlecht ge-
hen, auch in taktischer Hinsicht Wir müssen die Initiative klar wählt ist · 
zur Verwerfung empfehlen und damit· rasch reinen Tisch ma- , Die 1.nitiative sieht vor, dass sich Arbeitnehmer und Arbeitge-
chen für die notw~ndige Reform der Krankenversicherung. ber hälftig in die Beiträge teilen. Ich kolllme aus einem Kanton, 
Spätestens in der nächsten Wintersession wird sich auch der in dem der Wirtschaft heute ein äusserst harter Wind ins Ge-
Nationalrat zur Initiative aussprechen müssen. Auf diesen Zeit- sieht bläst Kurzarbeit ist weitverbreitet, dies auch in soliden 
punkt hin wird in unserem Rat auch die Reform der Kranken- und hervorragend geführten Betrieben. , Eihe Verschlechte-
versjcherung entscheidungsfeif sein, wenn es nach dem Fahr-·. rung der internen Rahmenbedingungen durch Verteuerung 
plan unserer Kommission geht . · eines wichtigen Produktionsfaktors, nämlich der Arbeit, würde 
Gerade aber weil die Initiative in Richtung Kostendä,:npfung unweigerlich zu einer weiteren Verr:ninderung der Konkurrenz-
nichts bringt, muss sie vom Tisch. Es gibt für den Bundesrat fähigkeit und damit zu Betriebsschliessungen führen. Mit 
überhaupt keinen Grund, die Abstimmung hinauszuschieben. dieser Massnahme treffen Sie dann genau diejenigeA, die Sie 
Ich habe - ich muss das offen gestehen - auch kein Verständ- eigentlich mit der lnitiative entlasten wollen, nämlich die 

· nis für die sibyllinische Drohung des Bundesrates auf Seite 27 · Arbeitnenmer, vpr allem die Arbeitnehmer der unteren Lohn-
der Botsch,aft, wo es heisst: «Sollten die eingeleiteten Reform- kategorien. . . 
bemühungen jedoch im weiteren Verlauf auf unüberwindliche Die T~tsache, dass f-rühestens in drei bis vier Jahren ein Ge-
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setz auf der Grundlage dies.es Verfassungsartikels in Kraft tre­
ten könnte, ist kaum ein Lichtblick, denn die Chance, dass sich 
das wirtschaftliche Umfeld in der Zwischenzeit so positiv :ver­
ändern könnte, das~ wir einen Systemwechsel problemlos 
verkraften könnten, sind nicht übertrieben gro~s. Ich wäre 
glücklich, wenn ich mich in dieser Hinsicht täuschen und die 
t.age allzu pessimistisch einschätzen würde; 
Wie haben heute eine echte Alternafüte. Die ständerätltche 
Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit wird in drei 
Wocifen mit.<;ter Beratung der bundesrätlichen Vorlag~zurTo­
talre.vision beginnen. Zu einer Totalrevision, die a\le wesentli­
chen Punkte enthält, die wir heute zu einer - nötigen - Verän­
derung der Verhältnisse brauchen. In diesem Sinne muss un­
ser Nein zur Initiative gleichzeitig als Auftrag verstanden wer­
den, die Totalrevision speditiv an die Hand zu nehmen; d. h. im 
selben Zeitraum, in dem wir aufgrund der Initiative eine neue 
Gesetzesregelung erreichen könnten. Die Lösung auf der 
Grundlage der bundesrätlichen Vorlage, die im mossen und 
ganzen eine gute Vorlage ist, müssen wir in derselben Zeit er­
arbeiten können: Es muss eine dezentrale Lösung sein, die 
die Koordination zwischen den einzelnen Leistyngsträgern. 
zwischen Bund und Kantonen herstellt 
In diesem Sinne empfehle auch ich Ihnen, die Initiative zti ver-
werfen. · 

Frau Beerll: Es ist vollkommen unbestritten, dass die Revision 
des Krankenversicherungsgesetzes eine wichtig~ und drin­
gende Gesetzgebungsarbeit der laufenden Legislatur dar­
stellt Bürgerinnen und Bürger verlangen - nach der zum 
Glück erfolgten Verwerfung der Krankenkassen-Initiative - zu 
Recht, dass das Parlament nun unverzüglich an die Arbeit 

· geht und sich materiell vertieft mit den anstehenden Proble­
men auseinandersetzt 
Die ständerätliche Kommission für soziale Sicherheit und Ge­
sundheit hat sich bereits ein straffes Arbeitsprogramm gege­
ben. Sie hat sich das ehrgeizige Ziel gesetzt, die bundesrätll­
che Vorlage in der Wihtersession in den Rat zu bringen. Wie 
passt nun die heute zu behandelnde Initiative der SP und des 
Gewerkschaftsbundes in dieses Umfeld? Bei der Beantwor­
tung dieser Frage lassen sich formelle und materielle Ge­
sichtspunkte auseinanderhalten. 
Zu den formellen Gesichtspunkten: In Artikel 34bis der Verfas­
sung wird der Bund beauftragt, die soziale Krankenvl;lrslche­
rung und die Unfallversicherung gesetzlich zu regeln. Diese 
Norm ist-wir haben es heute schon gehört-sehr weit gefasst 
ui:1d würde formell als verfassungsmässige Grundlage ausrei­
chen, um - abgesehen von der Kompetenz des Bundes zur 
Spltalplanung - die Vorstellungen der Initianten auf der Stufe 
des Gesetzes zu verwirklichen. Eine Teilrevision der Verfas­
sung rechtfertigt sich daher nicht und bringt lediglich eine zeit­
liche Verzögerung bei der effektiven Problemlösung mit sich. 
Zudem bin ich nach wie vor der Meinung, dass In <ler Verfas­
sung lediglich Pflöcke eingeschlagen werdensollten, dass es 

, nicht darum geht, ganze Gesetzgebungsprogramme In der 
Verfassung niederzulegen. 
Zum Materiellen: Die Initiative sieht vor, dass die Krankenversi­
cherung durch 'Lohnprozente zu finanzieren ist Diese sollen je 
zur Hälfte von den Arbeitgebern und den Arbeitnehmern getra­
gen werden.· Selbständlgerwerbende und ~elngewerbler 
sind demzufolge-genau wie bei der AHV-wiederum doppelt 
belastet Die Lohnprozente werden in der Praxis entweder auf 
die Preise geschlagen, da sie Produktionskosten darstellen, 
oder sie müssen, wenn dies nicht möglich ist, an den Löhnen 
eingespart werden, oder sie schmälern, wenn auch dies nicht 
möglich Ist, die Investitionskraft der Unternehmungen und da­
mit auch die Konkurrenzfähigkeit unserer Wirtschaft 
Die Versicherten sollen zudem, im Verhältnis zu den von Ihnen 
bezahlten Beiträgen, an den verursachten Kosten beteiligt 
werden. Dies bedeutet erneut, ein zweites Mal, eine doppelte 
Belastung der Selbständigerwerbenden· und Kleingewerbe­
treibenden. 
Bn Lohnprozentsystem mit einer zentralen lnkassostelle -
dies ergibt sich aus Gründen der Rationalität von salbt - führt 
ohne Zweifel zu einer massiven Zentralisierung •. Es besteht die 
grosse Wahrscheinlichkeit, dass Versicherte und Leistungser-

brir:iger bald. einer einzigen grossen (staatlichen) Kranken­
kasse gegenüberstehen würden. Ich bin wie Herr Piller c;ler 
Meinung, dass man die Verwaltung,skosten der Krankenkas­
sen überprüfen sollte und. dass dort mit Sicherheit noch Er­
sparnisse zu tätigen sind. lc,h bin aber nicht der Meinung, dass 
ein Lohnprozentsystem unc;I eine riesige, zentralisierte Einricb­
tung zu Kosteoeinsparungen•führ.en würden. 
Die initiative sieht zudem im GesuAdheitswesen eine starke 
Verlagerung der Kompetenzem von. den Kantonen zum Bund 
vor. Die Kantone. würden im Extremfall zu Zahlungsstellen de­
gradiert. 
Aus altqiesen:Gründen bittei.ch Sie, die Initiative abzulehnen, 
Die VoJksabstimmung über die Initiative wird mit Sicherheit 
erst im Jahre 1.993 stattfinden. Die Kommission ist nun aufge­
rufen, diese Zeit effizi.emt zu nutzen und bis zu diesem Zeit­
punkt ein formell und roat.erielt Qberzeugendes Gesetz vorw­
leger,i, Ein nichtssagender, ein platter Gesetzesentwurf ohne. 
Zähne würde der Initiative mit Sicherheit zum Erfolg verhelfen. 

On. Mornlrolk Condivido le comclusioni della maggioranza 
della commissione e anche diverse Idee ehe sono state, espo,­
ste da chi mi, ha precedu~o neUa discussione. Non condividQ 
tutte, comunque anche qt,1alcuna delle conclusioni esposte 
dal relatore di. minoranza 

· Nach dieser politischen Diskussion erlaube ich mir einige ße. 
merkungen eh,er technischer uod praktischer Art, die auch a~ 
Denkanstö.sse zuhanden der Kommission für soziale Sicher­
heit und Gesundheit unseres Rates gedacht sind. Ich denke 
natürlich an die Revision des Kranl(enversicherungsgeset2e$ 
Ich möchte die Grunds,ä~e. die man bei einer Kritik respektie­
ren sollte, nicht missachten und beginne mit den posifu(en 
Punkten. Und solche gibt es in dieser Initiative. 
Obwohl ich generell gegen Obligatorien bin, spreche Ich in 
dleS.emZusammenhang dieser Massnahme den Wert nicht ab 
und anerkenne das Obligatorium als taugliches Mittel zur Er­
reichung einer landesweiten Solidarität Ich bin durchaus der 
Meinung, dass es richtig ist, eine obligatorische Krankengeld· 
versicherung zu postulieren. Diese These habe. ich übrigens 
schon immerv~rtreten. · 
Hiermit kann ich das Kapitel positive Punkte schon abschlies­
sen und gehe zu den negativen über. Ich sehe nicht ein, wieso 
sich das Krankengeldversi9herungsobligatorium nur- auf qie 
Arbeitnehmer beschränken soll. Der Solidaritätsgedanke 
sollte auch hier spielen, und 'l.War in beiden Richtungen, nicht 
nur als Einbahnverkehr. 
Wahrscheinlich sind sich nicht alle im klaren über die finan­
zielle Tragweite der Krankengeldversicherung. Wenn Sie den 
Geschäftsbericht der Suva durchlesen, dann werden Sie ent­
decken, dass diese Institution letztes Jahr 1, 7 Milliarden Fran­
ken ausgegeben hat 400 Millionen Franken für Behand­
lungs•, Spital- und Rehabilitationskosten und 1300 Millionen 
Franken für Lohnausfall, Renten und Abfindungen. . 
Will man den Solidaritätsgedanken in den Brennpunkt rücken, 
muss auch In diesem Bereich das allgemeine Obligatorium 
angestrebt werden. . 
Die gleichen Ueberlegungen haben analog für das Unfallvel'S,i­
cherungsobllgatorium Geltung, Und wenn wir den Gedanken­
gang weiterführen wollen, dann müssen wir uns fragen, ob wir 
die Suva - Schwe~erische Unfallversicherungsanstalt - in 
eine Skuva - Schweizerische Kranken- und Unfallversiche­
rungsanstalt- umfunktionieren wollen. 
Schliesslich sieht die Initiative vor- und dies entspricht ja dem 
Ist.zustand -, dass die Krankenversicherung die Beh~nd­
lungskosten bei Unfall nicht obligatorisch unfallversicherter 
Personen übernimmt Dies bedeutet; dass ein Teil der Kran­
kenkassenprärnfen für diese Risikodeckung reserviert ist 

· oder, mit andern Worten, dass unfallversicherte Personen 
'l.Weimal die Unfallversicherungsprämie bezahlen. 
Das Prinzip «proportionale Kostenbeteiligung en~prechend 
der persönlichen Finanzkraft» ist absolut richtig. Nicht richtig 
Ist hingegen, dass laut Initiative der Hebel gleich zweimal an­
gesetit wird: ein erstes Mal bei der Prärnienfestlegung - lie§ 
Lohnprozente -, ein zweites Mal beim Selbstbehalt, welcher 
ebenfalls prozentual zur entrichteten Prämie variiert Persön­
lich würde ich eine andere Lösung bevorzugen. Die Prämie 
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soll real pro Versicherten errechnet und verrechnet werden. 
Der Staat subventioniert den einzelnen Versicherten gezielt 
nach dessen Finanzkraft. In unserer Computerära sollt~ es 
durchaus möglich sein, auf der Steue~rechnung jedem einzel­
nen die ihm zugesprochene staatliche finanzielle Beteiligung 
an der Prämie direkt zu verrechnen. Damit würde die Giess­
kannensubventionierung der Krankenkassen wegfallen. 
Ich plädieren für einen nach Finanzkraft abgestuften Selbstbe­
halt Der Herr Generaldirektor soll sich nicht auch die letzte 
Aspirin-Tablette durch die Krankenkasse berappen lassen 
können. 
Der zweite Absfitz des vorgeschlagenen Verfassungsartikels 
spricht von «Wirtschaftlichkeit» und von «wirtschaftlicher Ver­
wendung der Finanzmittel» und verspricht zwischen den Zei­
len eine Kostendämpfung. Eine·Kostj:l"ndämpfung Im Gesund­
heitswesen können Sie vergessen. Unsere Gesundheitsko­
sten liegen absolut im Mittel derjenigen aller Industrieländer. . 
Einige dieser Länder geben etwas mehr aus als•wir; einige et-· 
was wenige~. und zwar unabhängig.von ihrem Versicherungs-
system. , . 
Und wenn wir von wirtschaftlicher Verwendung der Finanzmit­
tel spreclien: Wer soll die Kriterien festlegen?. Wie will man eine 
«wlrtschaftllche». Behandlu'ng von einer «unwirtschaftlichen» 
abgrenzen? Wer soll die Kontrollen durchführen? Soll es ir­
gendein Bundesamt oder - schlimmer noch - sollen es ir­
gendwelche Krankenkassenfunktionäre sein? 

Frlc;k: Das Progrijmm 9er_SP, das In dieser Initiative niederge­
schrieben Ist, darf nicht so verwirklicht werden. · 
Die SP will ein sozialisiertes und staatlich gelenktes Q.esund­
heitswesen. Finanzfell ist es eine einzige grosse Umvertei­
lungsübung, indem, statt dass Wie bis heute rund 80 Prozent 
'der Grundversicherung von den Privaten gedeckt werden, 
nup der Grossteil dieser Kosten an den Staat und die Arbeitge­
ber überbunden werden ~oll. Die Durchführung der medizini­
schen Versorgung soll staatlich kontrolliert und gelenkt wer- · 
den. Hingegen fehlen die Anreize,für den Versicherten, selber 
Kosten zu sparen. . 
Die Durchführung wird die Krankenkassen und die Kantone 
selber schwächen, sie soll ausgesprochen zentralisiert wer­
den. Es liegt auf der Hand, dass wir die Probleme nicht lösen, 
indem wir das Gesundheitswesen einfach verstaatlichen, wie 
die Initiative es will. Diese Initiative trägt in allen Punkten die' 
Markenzeichen einer sozialistischen Gesundheitspolitik. 
Aber etwas anderes bringt die Initiative auch zum Ausdruck, 
und darauf möchte ich eingehen: Sie ist ein weiteres Zeichen 
dafür - genau wie die Krankenkassen-Initiative, die wir jüngst 
ablehnten ..:., dass das heutige Krankenversicherungswesen 
nicht mehr zu befriedigen vermag. Das heutige System ist 
überholt Ueberholt istaber auch die Initiative Im Verhältnis zur · 
bundesrätlichen Vorlage. Jene geht meines Erachtens in die 
richtige Richtung, und die w,esentlichen Punkte dieser Vorlage 
müssen unt@rstützt werden. Wir haben die bessere Vorlage 
auf dem 11sch. Auch deshalb müssen wir die SP-lnitiative ab-
lehnen. -
Ich will aber in c:liesem Zusar:nmenhang meinem Unbehagen 
und meinem Unmut Ausdruck geben. Wir sind alle vor der Ab­
stimmung über die Krankenkassen-Initiative durch die lande 
gepllgert und haben unsere ·solidarität mit dem bundesrätli­
chen Vorschlag zum KUVG bekundet Kaum war die Abstim­
mung vorbei, bröckelte die Einheitsfront ab, Absetzbewegun­
gen nach allen Seiten, seitens der Aerzteschaft, seitens der 
Sozialpartner. Soweit das nur Drohgebärden im Positionsbe­
zug Um die künfti~e Revision waren, habe ich Verständnis da­
für. Wenn es aber Glaubenssätze sind, die da geäussert wur„ 
den und von denen nicht abgewichen werden soll, ist die Si­
tuation bedenklich. Die KUVG-Revision wird - das ist meine 
Ueberzeugung -zur Nagelprobe für unser Parlament Erstens 
geht es darum·, dass wir ein Versprechen einlösen, das wir vor 
der Abstimmung zur Krankenkasser\-lnitiativEJ unisono geäus­
sert haben, und zweitens geht es um das Vertrauen in das Par-
lament · 
Wir dürfen diese lnitiative'dem Volk nicht zur Ablehnung emp­
fehlen, wenn wir nicht gleichzeitig die abgeschlossene Revi­
sion des .KUVG vorlegen können. Wir müssen darum die Ar.bei-
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. ten möglichst schnell vorantreiben, wie es der Kommissions­
präsic:lent geäussert hat; es muss schneller gehen, als Herr 
Kollege Schüle gesagt hat Wenn wir mit der Ratsbehandlung 
bis Ende Jahr warten, wird es zu spät sein, um dem Volk, wenn 
.es um die Abstimmung der SP-lnitiative geht, einen taug- . · 
liehen, indirekten Gegenvorschlag· gegenüberstellen zu 
können. 
Wenn wir das nichttun, werden sich d.ie Bürgerin und der Bür­
€J8r an dem orientieren, VJas da ist; und wenn im Ergebnis nur . 
die Initiative der SP vorliegt, dann befürchte ich, dass die . 
Stimmbürger. ihr zustimmen, um wenigs~ns etwas in der 
Hand zu haben. Wie der Kommissionssprecher bereits gesagt 
hat: «Wenn das Parlament zu spät kommt, wird c:ler Bürger be­
strafen.» Ich hoffe, es kommt nicht so weit 

M .. Cottl, conseiller federal: Au cours de ce debat tres interes­
sant, vous avez evoque les arguments en faveur d'un refus de 
!'initiative. Toutefois, dans toutes les interventions et notam­
ment dans celle de M. le president de la commission, on adeja 
constate que la aiscussion d'aujourd'hui a lieu · environ 
15 jours avant Ja seance de la commission du Conseil des 
Etats qui va E;!ntamer le debat sur le message du Conseil fede­
ral. DE\s lors qu'une !arge majorite semble acquise, au sein du 
Conseil des Etats, a la proposition du Conseil federal de retu-· 
ser !'initiative, populaire,.quelques elements du futur debat de­
cisif se degagent deja de vos declarations. 
C'est pourquoi je ne vais pas m'etendre sur les raisons qui 
motivent notre 'retus de l'initlative, qui ont deja ete evoquees 
par nombre d'entre vous. Avant tout, il y a une raison formelle. 
L'article 34bis de la constitution est un artlcle de caractere ge­
neral qui serait a meme de couvrir la quasi-totalite des postu­
lats de !'initiative. Le probleme des caisses-maladie n'est'pJus 
a resoudre au riiveau de la constitution mais au niveau de .la le­
gislation et de ia pratique. Nous avons.donc d'un cöte un arti­
cle constitutlonnel absolument inutile, mais de l'autre cöte un · 
article constltutionnel qui propose des solutiöns, realisables 
certes par une simple revisiori de Ja Joi, mals qui ne sont pas 
acceptables face a_Ja sltuation reelle des caisses-maladie. 
Je me permettral de vous dire, en ce qui corcerne l'indemnite 
Journallere en cas de maladie, que Je sujet avalt e~ evoque par · 
le Conseil federal il y a dlx ans. II a ete repousse dans le,cadre 
du Parlament et l'on. n'a pas voult! y revenir, du moins pour le 
moment P,ar contre, le point central del'initiative qui concerne 
une assurance obligatorre pour les solns medicaux e~ en par" 
tle resolu par le projet propose par le Conseil federal mais dolt 
etre repousse pour ce qui a tralt au systeme de financement 
'Le.s dedµctions de salaire, comme l'ont dit Mme Simmen, 
Mme Beerll et M. Morniroli, sont a ecarter aujourd'hui deja, 
pour des ralsons econbmiques .. Nous connalssons .la situa­
tion conci.Jrrentlelle de notre economie, qui n'est plus la meme. 
qo'il y a trois ou quatre ans. Augmenter maintenant de ma­
niere sensible les coQ~ de production de notre economie pa­
raitrait· absolument inacceptablä Par ailleurs, les deductions 
de salaires - MM. Huber et Frick l'ont mentionne- n'auraient 

· certainement aucune-interference sur le contröle d~ couts, 
qui est l'un des oojectifs du message du Conseil federal Au 
contraire, un automatisme tel que le proposent les deductions 
de salaire, qui fait sulte aux couts au lleu d'essayer de 
les contröler, .aurait pour resultat une explosion encore plus 
grande de ces coOts. . : 
Toutes ces ralsons nous poussent a vous demander de refu­
ser !'initiative qui, je le repete encore une fois, apres MM. Hu­
ber et Schi~ser, a encore un autre inconvenient decisif, a sa­
voir une centralisation dU systeme tout a fait inadmissible. 
Nous disposons aujourd'hui. d'un excellent systeme de sante, 
capable · de soutenir la comparaison internationale. Nous 
avons, au niveau du sys1eme de sante,. une offre generalisee, 
qui ne cree pas differentes categories parmi les malades. C'est 
donc un systeme qui merite d'etre defendu dans son orienta­
ti6n liberale, dans SOil attituqe qui essaie d'eviter une centrali­
sation comme l'impliquerait !'initiative pop4laire. 
Mais, Mesdames et Messieurs, permettez-moi encore deux 
mots au sujet de ce que·vous vous aurez a affronter au niveau 
de la commission. Je me refere a ce qu'a dit M. Schüle. Son 
intervention me parat"t tres. optir:niste quant a l'objectif enonce. 
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Par exemple, il a dit: «Das Ziel ist, die Kosten in den Griff zu be­
kommen. Kostendämpfung heisst die Devise.» Voila un avls 
convaincant que nous sommes tous prfüs a partager. Mon­
sieur Schüle, il s'agit bien sür d'essayer de contröler les prix. 
M. Huber a raison quand il dit de les contröler, parce que la 
qualite du systeme imposera indiscutablement des prix ele­
ves. Nous ne pouvons pas nous offrir un systeme de haute 
,qualite sans en payer aussi le prix. 
Mais, Monsieur Schüle, vous avez oublie l'autre objectif, celui 
de la solidarite dans le cadre du systeme des caisses-maladie. 
La, il taut dire les choses comme elles sont: nous avons un sys­
teme qui n'est pas solidaire, et dans lequel regne le principe 
de l'arrosoir - le «Giesskannenprinzip». Nous avons un sys­
teme qui est carrement non social. l,.'objectif du message du 
Conseil federal, comme vous le savez, est d'un cöle de contrö­
ler les prix et las coüts, et de l'autre, de rendre le systeme plus 
social. Nous n'en qiscuterons pas ici, car cela sera l'objet d'un 
grand debatfutur. . · 
M. Schüle ajoute que «echte Lösungen sind mehrheitsfähig». 
Jene sals pas, Monsieur Schüle, sur quoi se fonde ce bei opti­
misme. Dans les vingt ou trente dernieres annees, differentes 
«echte Lösungen» ont ete presentees et elles n'ont jl:!)TlaiS 
reussi a obtenir une majorite. Ou bien alles ont ete cassees au 
niveau parlementaire, ou bien elles y ont ete edulcorees, ou 
bien, a la fin, en deux occasions, le peuple a dit non. Alors, 
Monsieur Schüle, nous sommes bien d'accord sur le fait 
qu'une majorite doit se creer. Mais, eile necessite d'extraordi­
naires efforts conjugues parce qua;-- M. Frick l'a precise - on 
commence deja maintenant, 15 Jours apres la votatlon popu­
laire, a observer des prises de distan~. une certaine desolida­
risation face au projet du Conseil federat J'avais evoque ce 
danger avant la votation populaire, en affirmantqu'il etaitfacile 
de se ralller sur le m9ment a un projet complet et substantiel, 
mais qu'apres, l'epee de Damocles de l'initiative populaire ne 
pesant plus, on pourrait voir clairement se defiler ceux qui 
alors s'etaient poses en faveur de l'approbation du message. 
Ainsl, Monsieur Schüle, je souhaite qua votre optimisme se 
confirme dans las faits, mais i~faudra un effort extraordinaire 
pour reussir ce qui n'a pas reussi precedemment 
Pour terminer, je precise que le projet du Conseil federal at­
tend de toutes Jas categories interessees quelques sacrifices. 
Mais, il s'agit de sacrifices supportables, et qui permettent de 
garder le systeme. Si, comme par le passe, las differentes for­
ces en Jeu devaient conjuguer leurs efforts pour faire passer 
leurs inter13ts, dlvergents certes, mais reunis dans une opposl­
ton commune, il est certain que la ~iscussion autour de !'initia­
tive reprendrait Le Cbnseil federal, dans la demiere phrase du 
message, indique que sl l'effort a entreprendre actuellement 
ne devait pas avoir de resultat, il faudralt alors reprendre la re­
flexion autour de l'lnitiatlve, et c'est a prendre au serieux. Le 
Conseil federal a en effet deja affirme plusieurs fois que las ef­
forts en cours sont une derniere tentative pour essayer de gar­
der, dans le cadre d'un systeme liberal, notre .systeme de la 
sante et pour lui assurer davantage de solidarite en endiguant 
las coats, comme tous le demandent 
C'est la ralson pour laquelle je d~sire Interpreter le nor, qua 
vous ailez prononcer auje1urd'hul comme un engagement a 
1'(3gard de ce qui se passera daqs la commlssion a partir des 
prochalnes semalnes. 

Eintreten ist obligatorisch 
L 'entree en matiere est acquise de pleln droit 

Detailberatung-Dlscussion par articles 

THel und Ingress, Art. 1 

Antrag der Kommission 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 

THre et preambule, art. 1 
Proposition de Ja commi~sion 
Adherer au projet du Conseil federal 

Angenommen -Adopte 

18-S 

Art.2 
Antrag der Kommission 
Mehrheit 
Zustimmung zum Entwurf des Bundesrates 
Minderheit 
(Onken) 
Die Bundesversammlung empfiehlt Volk und Ständen, die 
Volksinltiati.ve anzunehmen. 

Art.2 
Proposition de 1a oommission 
Majorite 
Adherer au projet du Conseil federai 
Minorite 
(Onken) 
L'Assemblee federale recommande au peuple et aux cantons 
d'accepter !'initiative. 

Plller, Sprecher der Minderheit: Erlauben Sie mir kurz einige 
Bemerkungen zu den Aeusserungen über diese Initiative. 
Herr Frick, es ist keine sozialistische Initiative. Was wir, der Ge­
werkschaftsbund und die SP Schweiz, in dieser Initiative ver­
langen, ist ein System, das praktisch alle westeuropäischen 
Länder, die das Glück hatten, immer wieder sozialdemokrati­
sche Regierungen zu haben, eingeführt haben und das sich 
sehr bewährt hat 
Frau Slmmen, Sie haben mit der Wirtschaft argumentiert Se­
hen Sie: 1973 lag das Flimser Modell des Bundesrates vor; es 
waren schon damals Lohnprozente vorgesehen; wirtschaft­
lich wäre es möglich gewesen - es ist nicht gegangen. 1982 
kam der Familienbericht. dem gerade Ihre Partei besonders 
nahesteht: Es wurd.en Vorschläge erarbeitet und schubladi­
siert - es ist nichts passiert Lohnprozente - es geht nicht 
Heute geht es auch Wieder nicht Den Zeitpunkt für einen Sy­
stemwechsel finden wir nie. Aber ich kann Ihnen folgendes sa­
gen: Ihr Arbeiter, der heute in Solothum Probleme hat, bezahlt 
heute, wenn er zwei Kinder hat, 500bis 600 Franken Kranken­
kassenprämien pro Monat Wenn Sie die Lohnprozente ein­
führen, bezahlt er noch 180 Franken. Das wird in den Lohnver­
handlungen berücksichtigt, das Ist nicht wlrtschaftsfeindlich. 
Der Arbeitgeber kann in den Lohnverhandlungen mitdiskutie-

. ran, und letztlich wird die Wirtschaft entlastet, wenn das sau­
ber vor sich geht Dem Arbeiter ist es egal, wenn er 200 Fran­
ken weniger Lohn erhält, dafür aber 500 Franken weniger an 
die Krankenkasse bezahlen muss, das Ist doch logisch. Etwas 
anders ist es vielleicht beim Generaldirektor und bei den Ver­
waltungsräten. Die werden dann etwas mehr bezahlen müs­
sen -- das ist unsere Vorstellung. 
Zum Zentralismus. Man hat gesagt, man will das Gesundheits­
wesen verstaatlichen oder zentralisieren, das stimmt über­
haupt nicht Die Initiative hat-was das Gesundheitswesen an­
belangt - genau die gleiche Zielrichtung wie das Paket des 
Bundesrates. Was wir anders wollen, Ist die Finanzierung. Wir 
haben die AHVin einer Zeit eingeführt, wo es uns sehr schlecht 
ging; es gibt doch überhaupt kein Mammutamt in Bern, das 
diese AHV-Gelder.verwaltet Die AHV ist der schlagende Be­
weis, dass man ein System einführen kann, basierend auf 
Lohnprozenten, bei dem die Verwaltungskosten weit günsti­
ger zu stehen kommen als beispielsweise jetzt mit der dezen­
tralisierten Lösung und den -zig Kassen. 
Wenn wir das System gemäss Bundesrat konsequent auf­
grund der bestehenden Kassen weiterführen, dann wird der 
administrative Aufwand bei diesen Ausgleichsmechanismen 
noch zunehmen. Wir werden also weit teurere administrative 
Aufwendungen zu finanzieren haben - wiederum über Prä­
mien -, als dies beispielsweise beim AHV-Modell der Fall ist; 
wir haben doch den schlagenden Beweis, dass man hier Ko­
sten senken kann. Von Zentralismus und sozialistischem Ge­
sundheitswesen - um nicht zu sagen kommunistischem ..:. ist 
überhaupt nicht die Rede. 
Gerade der Schweizerische Gewerkschattsbund und die 
schweizerische Sozialdemokratie haben über hundert Jahre 
bewiesen, dass sie vernünftige Partner sind: Wir wollen elhe 
gesunde Wirtschaft in einem guten Sozialstaat, das wollen wir, 
nichts anderes. 
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Die Initiative ist nicht so schlßcht, wie sie interpretiert wird. Herr 
Frick, Sie haben das Richtige gesagt: Flimser Modell 1973, 
jetzt ist es 1992, nächstes Jahr 1993 ~ wir sind nicht vom Fleck 
gekommen. Diese Initiative ist wahrlich das beste Mittel, um et­
was zu bewegen, sei es über die Revision der Vorlage Bundes­
rat odet sei es über die Annahme der Initiative durch das Volk 
Ich hoffe, dass ich doch noch einige Stimmen erhalte - ich 

-habe nacn dieser Debatte allerdings den Glauben daran fast 
w~re~ · 

'Absümmung- Vote 
Für den Antrag der Mehrheit 
Für den Antrag der Minderheit 

Gesamtabsümmung- Vota sur l'ensembla 
. Für Annahme des Entwurfes 

Dageg'en · 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

35 Stimrhen 
2Stlmmen 

35Stimmen 
2Stimmen 

,-

E 12 mars 1992 



18. Dezember 1992 s 1'363 

91.070 

Für eine gesunde Krankenversichen,mg. 
Volksinitiative 
Pour une saine assurance-maladie. 
Initiative populalre 

Siehe Seite 185 hiervor-Yoir page 185 ci-devant 
Beschluss des Nationalrates vom 7. Dezeml;ler 1992 
Decision du Conseil national du 7 decembre 1992 

Schlussabstimmung - Vote final 
Für Annahme des Entwurfes 
Dagegen 

An den Nationalrat-Au Conseil national 

.. 

41 Stimmen 
2Stimmen 

Mitteilungen des Präsidenten 



Bundesbeschluss · 
über die Volksinitiath:e . 
«für eine gesunde Krankenversicherung» 

vom 18. Dezember 1992 

Die Bundesversammlung d~ Schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Prüfung ·der- am 17. März 1986 eingereichten «Volksinitiative ftir eine ge- · 
sunde Krankenversicherung» 1>, 
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates vom 6. November 1991 2>, 
beschliesst: 

Art.1 
1 Die Volksinitiative «für eine gesunde Krankenversicherung» vo~ 17. März 
1986 wird Volk und Ständen zur Abstimmung unterbreitet.· 

. 2 Die Volksinitiative lautet: 

Art.2' 

- Die Bundesverfassung wird wie folgt gein4ert: 

Art. J4bis 
1 Der ·Bund richtet auf dem Wege der (,esetzgebupg die Kranken- und die 
Unfallversicherung ein. Er ilbert.rligt deren'Durchfilhrung Einrichtungen, die 
die Versicherung ttac:h dem Grundsatz· der Gegenseitigkeit betreiben. 

1. Die Unfallversicherung ist filr ane· Arbeitnehmer obligatorisch. Der 
Bund kann das Obligatorium .auf weitere Kreise der Bevölkerung aus-
dehnen. · 

2. Die Krankenpflegeversicherung ist filr·die ganze Bevö~erung obligato­
risch. Sie deckt ohne zeitliche Begrenzung· die Behandlungskosten bei 
Krankheit und, soweit nicht anderweitig von Gesetzes wegen versichert, 
bei Unfall; eingeschlossen sind die Hauskrankenpflege und Leistungen 
der Gesundheitsvorsorge. · . . · • 
Die Versicherung wird finanziert: 

a. durch Beitrige der Versicherten nach Massgabe ihrer wirtschaftli­
chen Le~ähigkeit; bei Erwerb$titigen wird das volle Er­
werbseinkommen zur Bemessung·des'Beitrags herangezogen, wo­
bei die Arbeitgeber bei Arbeitnehinern .mindestens die Hälfte 
Obernehmen. Kinder zahlen keine Beiträge; 

b. durch einen Beitrag des Bundes von mindestens einem Viertel der 
Ausgaben; das Gesetz regelt die Beteiligung der Kantone am Bun­
desbeitrag. . · . . . . · 
Pas Geset2: kann eine B!,telllgimg der Versicheiten an den von ih-

: . nen verursachten Kosten von höchstens einem Ftlnftel ihres Bei-
' .. trages pro Jalu: vorseh~; keine Kostenbe.teiligung darf bei Vör-,. 

sorgemassnahmen erhoben werden. . , • • 
3~. Die 'Krankengeldversi~herung iSt .filr alle- Arbeittlehmer ob~~ 

Sie zahlt bei Lohnausfall infolge ~eit ein Taggeld von ns 
80 Pr<>zent des v('rsicherten Lolules. · · . 
Die Versicherung wird finanziert durch Seitrige in Prozenten des versi­
cherten Lohnes, wobei die Arbeitgeber mindestens die lßilfte tregen. · 
Der Bund 59rgt dafilr, ~ sich gesetzlich nicht versicherte Personen· 
der Ta.ggeldversic;herung ftlr. Leistungen bei Krankheit oder Unfall an-
sehliessen können. · · 

2 Die Behandlungsfreiheit ist ~ Rahinen der Wirtschaftlichkeit gewilhrlei- : 
stet, Bund µnd Kantone sorgen ftlr die ·:wirtschaftliche Verwendung der Fi­
nanzmittel der Versicherung. Zu diesem Zweck erlasseli sie Tarif- :und Ab­
rechnungsvoi:schriften und legen verbintWclie Spitalpt,nungen fesL . . 

Die B.undesversammlung e.mpfiehlt Volk und Stlnd~ die Ini~ve. ~ verwer~ 
re~ . 

Ständerat, 18. D~~b~r 1992' 
Der Präsident: Piller , 
D~ Sekretär: Lanz 

1> BBI 1986 lI 304 
2> BBI 1991 IV 985 

i,·. 

Nationah:at, 18. Dezember .1992 
• • ' .1. 

Der Präsident! Schmidhalter 
Der Protokollftlhrer: Anliker 



: Ardte rMera1 
· sur l'initiative populaire 
· «pour ·une saine assurance-maladie» · 

du 18 d6cem.bi:e 1992 

L'Assemb~ /Merale de la Co~f~n·suJsse; 
apres e~en de · Pinitiative populaire «p0ur une sairie assw;ance-maladie», 
d~ 1e 17 m.ars 19861); . . • ·. . . ; 

vu Ie message du Conseil fed6ral' du 6 novembre 19912>, · ·• · · 
arr&: 

A:rticle premf~ 

·. 1 L'initiative populaire «pour une saine assurance-maladie» du 17 mars 1986 est 
. declar6c, -valable et soumise au vote du peuple et des cantons. · 
z La teneur de l'initiative est 1a· swvante: . . . .' 

.La·constitution est'compl6t6e comme il $1rlt: 

. Art. 34bla_ 
1 La Conf6d6ration institue, par voie 16gislative, I'ässw:ance en cas de xnaladie et 
d'accidenL Elle en confie 1a mise en· ~ l des institutions qui pratiquent 
l'assurance selon. le .principe de la ·mutualite'. -· 
. 1. L'assuran~acci~ts est obligatoire ~ tous 1~ travailleurs. ·1.a Conf6d6- · 

ration peut 1a declarer obligatoire pour d'autres cat6gorles de 1a _population. 
.2. L'assurance des soins :medicaux et plu!nnaceutiques est ol>µgato~ pour 

toute 1a population. Elle eo~ sans limite de dur6e les frais 'de traitement 
_en cas de maladie et, daris la mesure o'b ils ne sont pas d6jl couvertsen vertu 
de 1a loi, en cas d'accident; les soins ~ <19micile et des mesures depr6vention 
sont 6galement couverts par l'assurance. • · . . 

L'assurance est financ6e par: . . 
a. Les cotisations des assur6s fix6es selon leur capacit6 6conomique; 

pour les personnes qui exercent une activit6 focrative, les cotisations 
sont fix6es compte tenu du revenu int6gral de cette activit6; 1a moiti6 
au moins des. cotisations des travaill~ est l 1a charge des em-

. . pJoyeurs. Les enfants ne paient pas de cotillation; . . 
b, Une contributioh de 1a Conf6d6ration qui s'6lwe l un quart au moins , 
. des d6penses. La loi regle la participation des cantons l cette contnöu- . 

J tion, . . 

La loi peut pr6vöir que les assur6s participent l la couverture des frais qu'ils 
occasionnent, l raison d'un ~mt: au plus du montant annuel de lew:s 
cotisations; aucune participation J1e pol!ffll atre e.,dg6e pour les mesures de 
pr6vention. · 

3. L'assurance d'une indemnit6 joutnalim:e en cas d~ m$die est ob1igatoite 
pour tous les .travailleurs. Elle. verse, pour 1a perte de gain r6sultant de 1a · 
maladie, une .indemnit6 d'au moins 80 pour cent du salaire assur6: 
L'assunuice est financ6e par des cotisatio~ en pour-cent du salaire assur6, 
dont 1a moiti6 au moins est l la charge des employeurs. · · · 
La Conf6d6ration veille l ce que les personnes qui ne sont pas assurees ·de 
par 1a loi puissent adh6rer A l'assurance d'une indemnit6 joutnaliere en cas · 
de maladie ou d'accident , . 

, . ' ·. . 
2 La höert6 therapeutique .est garantie da'ns les limites d'un ·traitement 6cono­
mique. La Co~ration et !es cantons •veillent l l'utilisation rationnelle des 
ress()urces de l'assurance. A cette fin, ils 6dictent des prescriptioµs en ma~ere de 
tarifs et de d6eomptes et etablissent des planifications hospitalieres contrai-
gnantes. . . . 

, L' Assembl6e f6d6rale recommande au peuple ~t aux cantons de n;jeter !'initiative. -

' .• 

Conseil des Etats, 18 d6ceuibre 1992 
Le president: Piller 
Le secretaire: Lanz 

t) FF 1986 II 308 
2> FF 1991 IV 961 

Conseil ~tional, 18 .dooembre.1992 
Le pr6sident: Schmidhalter .. 
Le secr6taire: Anliker 

.. 



Dßcteto ·federale ' . , 
sull'iniziativa _popolare 
«per ulia sana assicurazione malattie» 

, ' 

del 18. ~cernbre 1992 

.. , .i'Assembl;a ;.e4eral~ della. Confederazione $vizzera, 
esaminata l'iniziativa popolare «per una sana assicurazione malattie», deposi-
tata il 17 marzo 1986 1>; · 
v:isto il messaggio :del Consiglio federale del 6 novembre _1991 2>, 
dec,:eta: 

Art.1 
1 L'iniziativa popolare «per una sana assicurazione malattie»·del 17 marzo 
1986 e sottoposta al :voto del popolo e dei Qantoß;i. 
2 L'iniziativa _ha il tenore seguente: 

La Costituzione federale e ml>dificata come ·segne:· 

Art. 34'/J/s 
1 La Confederazione istituisce, in via legislativa, l'assimµ-azione contro le 
malattie e gli infortuni. Ne affida l'esecuzione ad istituzioni ehe esercitino 
l'assicuraziöne secondo il principio della m.utualita. -

Art. 2· 

1. L'assicurazion~ contro gli infortuni e 'obbligatoria per tutti i lavoratori 
· dipendenti. La Confederazione puo _dichiarm:la obbligatoria per altre ca-

tegorie della popolazione. · 

2. L'assicurazione della cura medica e dei medicamenti e obbligatoria per 
tutta 1a popolazione. Essa copre, senza limiti di durata, le spese di tratta­
mento in caso di malattia e, se non sono giä assicurate altrimenti per leg­
ge, quelle in caso d'infortunio; vi sono fueluse le eure a domicilio e misu­
re di preverizione. 
L'assicurazione e finanziata con: . a. contributi degli assicurati, secondo 1a loro capacita economica; per 

le persone esercitanti un'attivita lavorativa e. tenuto conto, per ·n cal- • 
colo del contributo, dell'intero red.dito ,lavorativo; se si tratta di la- . · 
voratori dipendenti, almeno 1a meta del contributo e a carico dei ri­
spettivi datori di lavoro. I fanciulli non pagano contributi; 

b. 'un contributo della Confederazione pari almeno a un quarto delle 
uscite; 1a Iegge disciplina la partecipazione dei Cantoni 1tl contributo 

- federale. : ·. · 

La legge puo prevedere ehe gli assicurati partecipino alle spese da 
loro causate, con un q~to aI massimo del loro contrj,buto per 
anno; per le misure di prevenzione non puo essere riscossa a1cuna 

, partecipazione. 

3. L'assieurazione dell'indennita di malattia e obbligatoria per tutti i iavo­
ratori dipendenti. Essa, versa, in caso di perdita di guadagno dovuta a 
malattia. un'indennita giornaliera pari almeno all'SO per cento del sala-
rio assicurato. . . , · ; . 

L'assicurazione e finanziata con contributi ·in per ceitto del salario assi­
curilto, per almeno 1a _meta a carico dei datori .di lavoro. 

· La-Confederazione. provvede affinche le persone non assicurate per legge 
possano aderire all'assicurazione dell'indennita giomaliera per prestazio-

.. ni in caso di malattia o infortunio. 
2 La liberta terapeutica e garantita nei limiti dell'economicita. Confederazio-
ne e Cantoni provvedono per 1,1n impiego econoinico dei mezzi imanziari del­
l'assicurazione. A tal ime, emanano prescrizioni in materia di tariffe e conteg- • 
gi e stabiliscono I planificazioni ospedali~e vincolanti. · . 

L 'Assemblea federale raccomanda a1 popolo e ai Cantoni di r~pingere l'inizia-
tiva. · ' - · 

C(?nsiglio degli Stati, 18 dicembre 1992 

II presidente: Piller · 
II segretario: Lanz 

!)FF 1986 II 180 
2l FF 1991 IV 817 

Consiglio nazionale, 18 dicembre 1992 

II presidente:· Schmidhalter · 
· II segretario: Anliker 




